Deutscher Bundestag Drucksache 13/4336 

13. Wahlperiode 

15 . 04 . 96 


Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes zur Förderung eines gleitenden Übergangs 
in den Ruhestand 


A. Zielsetzung 

Schaffung einer sozialverträglichen Alternative zur bisherigen 
Frühverrentungspraxis durch die Möglichkeit eines gleitenden 
Übergangs vom Erwerbsleben in den Ruhestand (Altersteilzeitar- 
beit). 

Anlaß für die vorgesehenen Regelungen ist die erhebliche Aus- 
weitung der Frühverrentungspraxis in den letzten Jahren. Durch 
diese Art der betrieblichen Personalanpassung werden gesetz- 
liche Rentenversicherung und Arbeitslosenversicherung mit Ko- 
sten belastet, die letztlich nur über höhere Beitragssätze zu finan- 
zieren sind. Diese Frühverrentungspraxis schadet dem Wirt- 
schaftsstandort Deutschland und gefährdet die künftige Finan- 
zierbarkeit der sozialen Sicherungssysteme. Angesichts des Um- 
standes, daß auch in den nächsten Jahren zahlenmäßig starke 
Jahrgänge das Alter erreichen, in dem Frühverrentungsmaßnah- 
men einsetzen, ist schnelles Handeln geboten. 

Durch den Einsatz von Altersteilzeitarbeit lassen sich unumgäng- 
liche betriebliche Personalanpassungsmaßnahmen durchführen, 
ohne daß dies zu Lasten der Sozialversicherung geht und ohne 
daß auf die wertvollen Kenntnisse und Erfahrungen älterer Ar- 
beitnehmer verzichtet werden muß. Die Möglichkeit der bisheri- 
gen Art der Frühverrentung wird nicht völlig ausgeschlossen; 
allerdings wird sichergestellt, daß, anders als bisher, die Kosten 
einer solchen Vorgehensweise vor allem von denjenigen getragen 
werden, die Frühverrentungen zum eigenen Nutzen durchführen. 
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B. Lösung 

- Schaffung eines gesetzlichen Rahmens für die Sozialpartner, 
um den gleitenden Übergang älterer Arbeitnehmer in den 
Ruhestand vereinbaren zu können. Der Entwurf eines Alters- 
teilzeitgesetzes regelt die Voraussetzungen der Altersteilzeitar- 
beit, die zur Inanspruchnahme einer Rente nach Altersteilzeitar- 
beit nach Maßgabe der rentenrechtlichen Bestimmungen be- 
rechtigt. Für Arbeitnehmer ab Vollendung des 55. Lebensjahres, 
die in den nächsten fünf Jahren nach Inkrafttreten des Gesetzes 
mit der Altersteilzeitarbeit beginnen, wird der gleitende Über- 
gang in den Ruhestand durch Förderleistungen der Bundesan- 
stalt für Arbeit unterstützt. Stockt der Arbeitgeber das Teilzeit- 
arbeitsentgelt auf und entrichtet er zusätzliche Beiträge zur ge- 
setzlichen Rentenversicherung für den älteren Arbeitnehmer, 
so erstattet die Bundesanstalt für Arbeit dem Arbeitgeber diese 
Leistungen in dem im Gesetzentwurf im Einzelnen bestimmten 
Umfang, wenn der freiwerdende Arbeitsplatz mit einem 
arbeitslosen Arbeitnehmer oder einem Ausgebildeten wieder- 
besetzt wird. 

- Gewährleistung der Nahtlosigkeit zwischen Altersteilzeitarbeit 
und Altersrente durch Umgestaltung der Altersrente wegen 
Arbeitslosigkeit in eine Altersrente wegen Arbeitslosigkeit oder 
nach Altersteilzeitarbeit. 

- Stufenweise Heraufsetzung der Altersgrenze für die Altersrente 
wegen Arbeitslosigkeit oder nach Altersteilzeitarbeit von 60 auf 
63 Jahre in den Jahren 1997 bis 1999 unter Wahrung des Ver- 
trauensschutzes für Versicherte der rentennahen Jahrgänge, 
die bereits arbeitslos sind oder entsprechende Dispositionen 
getroffen haben. 

- Sicherstellung eines bündigen Übergangs zwischen Arbeits- 
losigkeit bzw. Altersteilzeitarbeit und Rentenbeginn durch die 
Möglichkeit einer vorzeitigen Inanspruchnahme der Rente we- 
gen Arbeitslosigkeit oder nach Altersteilzeitarbeit ab Vollen- 
dung des 60. Lebensjahres während der Phase der Anhebung 
der Altersgrenze auf 63 Jahre und danach bis zum Beginn der 
weiteren Anhebung der Altersgrenze. Anschließend, wie nach 
geltendem Recht, vorzeitige Inanspruchnahme jeweils bis zu 
drei Jahre vor Erreichen der Altersgrenze. Zum Ausgleich der 
verlängerten Rentenbezugsdauer Minderung der tatsächlich in 
Anspruch genommenen monatlichen Rente für jeden Monat 
des vorzeitigen Bezugs. 

- Möglichkeit des vollständigen oder teilweisen Ausgleichs der 
Rentenminderung durch zusätzliche Beitragszahlungen, bei- 
spielsweise durch den Einsatz von Sozialplanmitteln. 


C. Alternativen 

Keine 
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D. Kosten 

Durch die im Gesetz vorgesehenen Maßnahmen zur Förderung 
eines gleitenden Übergangs in den Ruhestand werden im Zeit- 
raum bis zum Jahre 2003 die Rentenversicherung um ca. 17 Mrd. 
DM und die Bundesanstalt für Arbeit um rd. 2,1 Mrd. DM ent- 
lastet. 

Der Bund wird in diesem Zeitraum durch niedrigere Bundeszu- 
schüsse zur Rentenversicherung um 3,4 Mrd. DM entlastet. Damit 
werden die eintretenden Mehrbelastungen bei der Arbeitslosen- 
hüfe bis auf einen Betrag von 0,2 Mrd. DM ausgeglichen. 


Drucksache 13/4336 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 15. April 1996 

031 (3 11) -8 14 07 -Re 20 1/96 


An die 

Präsidentin des 
Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes zur Förderung eines gleitenden Übergangs in den Ruhestand mit Be- 
gründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung. 

Der Gesetzentwurf ist dem Bundesrat am 22. März 1996 als besonders eilbedürftig 
zugeleitet worden. 

Die Stellungnahme des Bundesrates zu dem Gesetzentwurf sowie die Auffassung 
der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates werden unverzüglich 
nachgereicht. 


Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf eines Gesetzes zur Förderung eines gleitenden Übergangs 
in den Ruhestand 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Altersteilzeitgesetz 

§1 

Grundsatz 

(1) Durch Altersteilzeitarbeit soll älteren Arbeit- 
nehmern ein gleitender Übergang vom Erwerbsleben 
in die Altersrente ermöglicht werden. 

(2) Die Bundesanstalt für Arbeit (Bundesanstalt) 
fördert durch Leistungen nach diesem Gesetz die 
Teilzeitarbeit älterer Arbeitnehmer, die ihre Arbeits- 
zeit ab Vollendung des 55. Lebensjahres spätestens 
ab [einsetzen: Tag vor Ablauf von fünf Jahren nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes] vermindern und damit 
die Einstellung eines sonst arbeitslosen Arbeitneh- 
mers ermöglichen. 

§2 

Begünstigter Personenkreis 

(1) Leistungen werden für Arbeitnehmer gewährt, 
die 

1. das 55. Lebensjahr vollendet haben, 

2. nach dem [einsetzen: Tag vor dem Inkrafttreten 
des Gesetzes] auf Grund einer Vereinbarung mit 
dem Arbeitgeber ihre Arbeitszeit auf die Hälfte 
der tariflichen regelmäßigen wöchentlichen Ar- 
beitszeit, auf jedoch nicht weniger als 18 Stunden 
wöchentlich, vermindert haben (Altersteilzeitar- 
beit) 

und 

3. innerhalb der letzten fünf Jahre vor Beginn der 
Altersteilzeitarbeit mindestens 1 080 Kalendertage 
in einer die Beitragspflicht begründenden Be- 
schäftigung im Sinne des § 168 des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes gestanden haben und deren verein- 
barte Arbeitszeit der tariflichen regelmäßigen wö- 
chentlichen Arbeitszeit entsprach. Zeiten mit An- 
spruch auf Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe 
sowie Zeiten im Sinne des § 107 Satz 1 Nr. 5 des 
Arbeitsförderungsgesetzes stehen diesen Beschäf- 
tigungszeiten gleich, wenn die in diesen Zeiten 
bezogenen Lohnersatzleistungen nach der tarif- 
lichen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit 
bemessen worden sind. 

(2) Sieht die Vereinbarung über die Altersteilzeitar- 
beit unterschiedliche wöchentliche Arbeitszeiten vor, 


ist die Voraussetzung nach Absatz 1 Nr. 2 auch er- 
füllt, wenn 

1. die wöchentliche Arbeitszeit im Jahresdurch- 
schnitt die Hälfte der tariflichen regelmäßigen 
wöchentlichen Arbeitszeit nicht überschreitet, 
mindestens jedoch 18 Stunden beträgt 

und 

2. das Arbeitsentgelt für die Altersteilzeitarbeit sowie 
der Aufstockungsbetrag nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe a fortlaufend gezahlt wird. 

§3 

Anspruchsvoraussetzungen 

(1) Der Anspruch auf die Leistungen nach § 4 setzt 
voraus, daß 

1. der Arbeitgeber auf Grund eines Tarifvertrages, 
einer Regelung der Kirchen und der öffentlich- 
rechtlichen Religionsgesellschaften, einer Be- 
triebsvereinbarung oder einer Vereinbarung mit 
dem Arbeitnehmer 

a) das Arbeitsentgelt für die Altersteilzeitarbeit 
um mindestens 20 vom Hundert dieses Arbeits- 
entgelts, jedoch auf mindestens 70 vom Hun- 
dert des um die gesetzlichen Abzüge, die bei 
Arbeitnehmern gewöhnlich anfallen, vermin- 
derten Vollzeitarbeitsentgelts (Mindestnettobe- 
trag) aufgestockt hat 

und 

b) für den Arbeitnehmer Beiträge zur gesetzlichen 
Rentenversicherung mindestens in Höhe des 
Beitrags entrichtet hat, der auf den Unter- 
schiedsbetrag zwischen 90 vom Hundert des 
Vollzeitarbeitsentgelts und dem Arbeitsentgelt 
für die Altersteilzeitarbeit entfällt, höchstens bis 
zur Beitragsbemessungsgrenze, sowie 

2. der Arbeitgeber aus Anlaß des Übergangs des Ar- 
beitnehmers in die Altersteilzeitarbeit einen beim 
Arbeitsamt arbeitslos gemeldeten Arbeitnehmer 
oder einen Arbeitnehmer nach Abschluß der Aus- 
bildung auf dem freigemachten oder auf einem in 
diesem Zusammenhang durch Umsetzung freige- 
wordenen Arbeitsplatz beitragspflichtig im Sinne 
des § 168 des Arbeitsförderungsgesetzes beschäf- 
tigt 

und 

3. die freie Entscheidung des Arbeitgebers bei einer 
über fünf Prozent der Arbeitnehmer des Betriebes 
hinausgehenden Inanspruchnahme sichergestellt 
ist oder eine Ausgleichskasse der Arbeitgeber 
oder eine gemeinsame Einrichtung der Tarifver- 
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tragsparteien besteht, wobei beide Voraussetzun- 
gen in Tarifverträgen verbunden werden können. 

(2) Für die Zahlung der Beiträge nach Absatz 1 
Nr, 1 Buchstabe b gelten die Bestimmungen des 
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch über die Beitrags- 
zahlung aus dem Arbeitsentgelt. 

§4 

Leistungen 

(1) Die Bundesanstalt erstattet dem Arbeitgeber für 
längstens fünf Jahre 

1. den Aufstockungsbetrag nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe a in Höhe von 20 vom Hundert des für 
die Altersteilzeitarbeit gezahlten Arbeitsentgelts, 
jedoch mindestens den Betrag zwischen dem für 
die Altersteilzeitarbeit gezahlten Arbeitsentgelt 
und dem Mindestnettobetrag 

und 

2. den Betrag, der nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b 
in Höhe des Beitrags geleistet worden ist, der auf 
den Unterschiedsbetrag zwischen 90 vom Hundert 
des Vollzeitarbeitsentgelts und dem Arbeitsentgelt 
für die Altersteilzeitarbeit entfällt. 

(2) Bei Arbeitnehmern, die nach § 6 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 oder § 231 Abs, 1 und 2 des Sechsten Buches 
Sozialgesetzbuch von der Versicherungspflicht be- 
freit sind, werden Leistungen nach Absatz 1 auch er- 
bracht, wenn die Voraussetzung des § 3 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe b nicht erfüllt ist. Dem Betrag nach 
Absatz 1 Nr. 2 stehen in diesem Fall vergleichbare 
Aufwendungen des Arbeitgebers bis zur Höhe des 
Beitrags gleich, den die Bundesanstalt nach § 166b 
Abs. 1 und 1 a des Arbeitsförderungsgesetzes zu tra- 
gen hätte, wenn eine der in diesen Vorschriften 
genannten Leistungen in Höhe des Unterschiedsbe- 
trages nach Absatz 1 Nr. 2 zu zahlen wäre. 

§5 

Erlöschen und Ruhen des Anspruchs 

(1) Der Anspruch auf die Leistungen nach § 4 er- 
lischt 

1. mit Ablauf des Kalendermonats, in dem der Ar- 
beitnehmer die Altersteüzeitarbeit beendet oder 
das 65. Lebensjahr vollendet hat, 

2. mit Ablauf des Kalendermonats vor dem Kalender- 
monat, für den der Arbeitnehmer eine Rente we- 
gen Alters oder, wenn er von der Versicherungs- 
pflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung be- 
freit ist, eine vergleichbare Leistung einer Ver- 
sicherungs- oder Versorgungseinrichtung bean- 
spruchen kann; dies gilt nicht für Renten, die vor 
dem für den Versicherten maßgebenden Renten- 
alter in Anspruch genommen werden können 

oder 

3. mit Beginn des Kalendermonats, für den der Ar- 
beitnehmer eine Rente wegen Alters, eine Knapp- 
schaftsausgleichsleistung, eine ähnliche Leistung 


öffentlich-rechtlicher Art oder, wenn er von der 
Versicherungspflicht in der gesetzlichen Renten- 
versicherung befreit ist, eine vergleichbare Lei- 
stung einer Versicherungs- oder Versorgungsein- 
richtung bezieht. 

(2) Der Anspruch auf die Leistungen besteht nicht, 
solange der Arbeitgeber auf dem freigemachten oder 
durch Umsetzung freigewordenen Arbeitsplatz kei- 
nen Arbeitnehmer mehr beschäftigt, der bei Beginn 
der Beschäftigung die Voraussetzungen des § 3 
Abs. 1 Nr. 2 erfüllt hat. Dies gilt nicht, wenn der Ar- 
beitsplatz mit einem Arbeitnehmer, der diese Voraus- 
setzungen erfüllt, innerhalb von drei Monaten erneut 
wiederbesetzt wird oder der Arbeitgeber insgesamt 
für drei Jahre die Leistungen erhalten hat. 

(3) Der Anspruch auf die Leistungen ruht während 
der Zeit, in der der Arbeitnehmer neben seiner Al- 
tersteilzeitarbeit Beschäftigungen oder selbständige 
Tätigkeiten ausübt, die die Geringfügigkeitsgrenze 
des § 8 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch über- 
schreiten oder aufgrund solcher Beschäftigungen 
eine Lohnersatzleistung erhält. Die Grenze hinsicht- 
lich des Sechstels des Gesamteinkommens ist dabei 
nicht anzuwenden. Der Anspruch auf die Leistungen 
erlischt, wenn er mindestens 150 Kalendertage ge- 
ruht hat. Mehrere Ruhenszeiträume sind zusammen- 
zurechnen. Beschäftigungen oder selbständige Tätig- 
keiten bleiben unberücksichtigt, soweit der altersteil- 
zeitarbeitende Arbeitnehmer sie bereits innerhalb 
der letzten fünf Jahre vor Beginn der Altersteilzeitar- 
beit ständig ausgeübt hat. 

(4) Der Anspruch auf die Leistungen ruht während 
der Zeit, in der der Arbeitnehmer über die Altersteil- 
zeitarbeit hinaus Mehrarbeit leistet, die den Umfang 
der Geringfügigkeitsgrenze des § 8 des Vierten 
Buches Sozialgesetzbuch überschreitet. Absatz 3 
Satz 2 bis 4 gilt entsprechend. 

(5) § 48 Abs. 1 Nr. 3 des Zehnten Buches Sozial- 
gesetzbuch findet keine Anwendung. 

§6 

Begriffsbestimmungen 

(1) Vollzeitarbeitsentgelt im Sinne dieses Gesetzes 
ist das Arbeitsentgelt, das der altersteilzeitarbeitende 
Arbeitnehmer für eine Arbeitsleistung bei tariflicher 
regelmäßiger wöchentlicher Arbeitszeit zu beanspru- 
chen hätte, soweit es im jeweiligen Monat die Bei- 
tragsbemessungsgrenze des § 175 Abs. 1 Nr. 1 des 
Arbeitsförderungsgesetzes nicht überschreitet. § 112 
Abs. 5 Nr. 3 des Arbeitsförderungsgesetzes gilt ent- 
sprechend. 

(2) Als tarifliche regelmäßige wöchentliche Ar- 
beitszeit ist zugrunde zu legen, 

1. wenn ein Tarifvertrag eine wöchentliche Arbeits- 
zeit nicht oder für Teile eines Jahres eine unter- 
schiedliche wöchentliche Arbeitszeit vorsieht, die 
Arbeitszeit, die sich im Jahresdurchschnitt wö- 
chentlich ergibt; wenn ein Tarifvertrag Ober- und 
Untergrenzen für die Arbeitszeit vorsieht, die Ar- 
beitszeit, die sich für den Arbeitnehmer im Jahres- 
durchschnitt wöchentlich ergibt, 
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2. wenn eine tarifliche Arbeitszeit nicht besteht, die 
tarifliche Arbeitszeit für gleiche oder ähnliche 
Beschäftigungen, oder falls eine solche tarifliche 
Regelung nicht besteht, die für gleiche oder ähn- 
liche Beschäftigungen übliche Arbeitszeit. 

§7 

Berechnungsvorschrift 

Für die Berechnung der Zahl der Arbeitnehmer 
nach § 3 Abs. 1 Nr. 3 ist der Durchschnitt der letzten 
zwölf Kalendermonate vor dem Beginn der Altersteil- 
zeitarbeit des Arbeitnehmers maßgebend. Hat ein 
Betrieb noch nicht zwölf Monate bestanden, ist der 
Durchschnitt der Kalendermonate während des Zeit- 
raums des Bestehens des Betriebes maßgebend. 
Schwerbehinderte und Gleichgestellte im Sinne des 
Schwerbehindertengesetzes sowie Auszubildende 
werden nicht mitgezählt. § 10 Abs. 2 Satz 6 des Lohn- 
fortzahlungsgesetzes gilt entsprechend. 

§8 

Schutzvorschriften 

(1) Die Möglichkeit eines Arbeitnehmers zur Inan- 
spruchnahme von Altersteilzeitarbeit gilt nicht als 
eine die Kündigung des Arbeitsverhältnisses durch 
den Arbeitgeber begründende Tatsache im Sinne des 
§ 1 Abs. 2 Satz 1 des Kündigungsschutzgesetzes; sie 
kann auch nicht bei der sozialen Auswahl nach § 1 
Abs. 3 Satz 1 des Kündigungsschutzgesetzes zum 
Nachteil des Arbeitnehmers berücksichtigt werden. 

(2) Die Verpflichtung des Arbeitgebers zur Zah- 
lung von Leistungen nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 kann nicht 
für den Fall ausgeschlossen werden, daß der An- 
spruch des Arbeitgebers auf die Leistungen nach § 4 
nicht besteht, weil die Voraussetzung des § 3 Abs. 1 
Nr. 2 nicht vorhegt. Das gleiche gilt für den Fall, daß 
der Arbeitgeber die Leistungen nur deshalb nicht er- 
hält, weil er den Antrag nach § 12 nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig gestellt hat 
oder seinen Mitwirkungspflichten nicht nachgekom- 
men ist, ohne daß dafür eine Verletzung der Mitwir- 
kungspflichten des Arbeitnehmers ursächlich war. 

§9 

Ausgleichskassen, gemeinsame Einrichtungen 

(1) Werden die Leistungen nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 auf 
Grund eines Tarifvertrages von einer Ausgleichs- 
kasse der Arbeitgeber erbracht oder dem Arbeitge- 
ber erstattet, gewährt die Bundesanstalt auf Antrag 
der Tarifvertragsparteien die Leistungen nach § 4 der 
Ausgleichskasse. 

(2) Für gemeinsame Einrichtungen der Tarifver- 
tragsparteien gilt Absatz 1 entsprechend. 

§ 10 

Soziale Sicherung des Arbeitnehmers 

(1) Beansprucht ein Arbeitnehmer, für den die Bun- 
desanstalt Leistungen nach § 4 erbracht hat, Arbeits- 


losengeld, Arbeitslosenhilfe oder Unterhaltsgeld, ist 
bei der Feststellung des für die Bemessung maßgeb- 
lichen Arbeitsentgelts für die Zeit einer Beschäfti- 
gung, für die Leistungen nach § 4 erbracht wurden, 
das Arbeitsentgelt zugrunde zu legen, das der Be- 
messung zugrunde zu legen wäre, wenn der Arbeit- 
nehmer seine Arbeitszeit nicht im Rahmen der 
Altersteilzeitarbeit vermindert hätte. 

(2) Bezieht ein Arbeitnehmer, für den die Bundes- 
anstalt Leistungen nach § 4 erbracht hat, Kranken- 
geld, Versorgungskrankengeld, Verletztengeld oder 
Übergangsgeld und hegt der Bemessung dieser Lei- 
stungen ausschließlich die Altersteilzeit zugrunde, 
erbringt die Bundesanstalt anstelle des Arbeitgebers 
die Leistungen nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 in Höhe der Er- 
stattungsleistungen nach § 4. Durch die Leistungen 
darf der Höchstförderzeitraum nach § 4 Abs. 1 nicht 
überschritten werden. § 5 Abs. 1 gilt entsprechend. 

(3) Bezieht der Arbeitnehmer Kurzarbeitergeld 
oder Winterausfallgeld, gilt für die Berechnung der 
Leistungen des § 3 Abs. 1 Nr. 1 und des § 4 das Ent- 
gelt für die vereinbarte Arbeitszeit als Arbeitsentgelt 
für die Altersteilzeitarbeit. 

§11 

Mitwirkungspflichten des Arbeitnehmers 

(1) Der Arbeitnehmer hat Änderungen der ihn be- 
treffenden Verhältnisse, die für die Leistungen nach 
§ 4 erheblich sind, dem Arbeitgeber unverzügüch 
mitzuteilen. Werden im Falle des § 9 die Leistungen 
von der Ausgleichskasse der Arbeitgeber oder der 
gemeinsamen Einrichtung der Tarifvertragsparteien 
erbracht, hat der Arbeitnehmer Änderungen nach 
Satz 1 diesen gegenüber unverzüglich mitzuteilen. 

(2) Der Arbeitnehmer hat der Bundesanstalt die 
dem Arbeitgeber zu Unrecht gezahlten Leistungen 
zu erstatten, wenn der Arbeitnehmer die unrechtmä- 
ßige Zahlung dadurch bewirkt hat, daß er vorsätzlich 
oder grob fahrlässig 

1. Angaben gemacht hat, die unrichtig oder unvoll- 
ständig sind, oder 

2. der Mitteilungspflicht nach Absatz 1 nicht nachge- 
kommen ist. 

Die zu erstattende Leistung ist durch schriftlichen 
Verwaltungsakt festzusetzen. Eine Erstattung durch 
den Arbeitgeber kommt insoweit nicht in Betracht. 

§ 12 

Verfahren 

(1) Das Arbeitsamt entscheidet auf schriftlichen 
Antrag des Arbeitgebers, ob die Voraussetzungen für 
die Erbringung von Leistungen nach § 4 vorliegen. 
Der Antrag wirkt vom Zeitpunkt des Vorliegens der 
Anspruchsvoraussetzungen, wenn er innerhalb von 
drei Monaten nach deren Vorhegen gestellt wird, 
andernfalls wirkt er vom Beginn des Monats der An- 
tragstellung. Mit dem Antrag sind die Namen, An- 
schriften und Versicherungsnummem der Arbeitneh- 
mer mitzuteilen, für die Leistungen beantragt wer- 
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den. Der Antrag ist bei dem Arbeitsamt zu stellen, in 
dessen Bezirk der Betrieb liegt, in dem der Arbeit- 
nehmer beschäftigt ist. 

(2) Leistungen nach § 4 werden nachträglich je- 
weils für den Kalendermonat ausgezahlt, in dem die 
Anspruchsvoraussetzungen Vorgelegen haben, wenn 
sie innerhalb von sechs Monaten nach Ablauf dieses 
Kalendermonats beantragt werden. Leistungen nach 
§ 10 Abs. 2 werden auf Antrag des Arbeitnehmers 
monatlich nachträglich ausgezahlt. 

§ 13 

Auskünfte und Prüfung 

Die §§ 144 und 150a Abs. 1, la, 5 und 6 des Ar- 
beitsförderungsgesetzes gelten entsprechend. 

§ 14 

Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. entgegen § 11 Abs. 1 oder als Arbeitgeber ent- 
gegen § 60 Abs. 1 Nr. 2 des Ersten Buches Sozial- 
gesetzbuch eine Mitteilung nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig macht, 

2. eine Einsichtnahme in die in § 13 in Verbindung 
mit § 144 Abs. 1 des Arbeitsförderungsgesetzes 
bezeichneten Unterlagen nicht duldet, 

3. entgegen § 13 in Verbindung mit § 144 Abs. 2, 3, 4 
Satz 1 oder Abs. 5 des Arbeitsförderungsgesetzes 
eine Auskunft nicht, nicht richtig oder nicht voll- 
ständig erteilt, 

4. als Arbeitnehmer entgegen § 13 in Verbindung 
mit § 150 a Abs. 5 Satz 1 des Arbeitsförderungsge- 
setzes bei einer Prüfung nicht mitwirkt, eine dort 
genannte Auskunft nicht, nicht richtig oder nicht 
vollständig erteilt oder eine in § 150a Abs. 1 Satz 2 
des Arbeitsförderungsgesetzes genannte Unter- 
lage nicht oder nicht vollständig vorlegt, 

5. als Arbeitgeber oder Dritter entgegen § 13 in Ver- 
bindung mit § 150a Abs. 5 Satz 1 des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes eine Prüfung nicht duldet, bei einer 
Prüfung nicht mitwirkt, eine dort genannte Aus- 
kunft nicht, nicht richtig oder nicht vollständig er- 
teilt oder eine in § 150 a Abs. 1 Satz 2 des Arbeits- 
förderungsgesetzes genannte Unterlage nicht oder 
nicht vollständig vorlegt oder entgegen § 13 in 
Verbindung mit § 150 a Abs. 5 Satz 2 des Arbeits- 
förderungsgesetzes das Betreten eines Grund- 
stücks oder eines Geschäftsraumes nicht duldet 
oder 

6. entgegen § 13 in Verbindung mit § 150a Abs. 6 
Satz 1 des Arbeitsförderungsgesetzes die erforder- 
lichen Daten nicht oder nicht vollständig zur Ver- 
fügung stellt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 1 
bis 4 kann mit einer Geldbuße bis zu 1000 Deutsche 
Mark, die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 5 


und 6 mit einer Geldbuße bis zu 50000 Deutsche 
Mark geahndet werden. 

(3) Verwaltungsbehörden im Sinne des § 36 Abs. 1 
Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten sind 
die Arbeitsämter. 

(4) Die Geldbußen fließen in die Kasse der Bundes- 
anstalt. § 66 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch 
güt entsprechend. 

(5) Die notwendigen Auslagen trägt abweichend 
von § 105 Abs. 2 des Gesetzes über Ordnungswidrig- 
keiten die Bundesanstalt; diese ist auch ersatzpflich- 
tig im Sinne des § 110 Abs. 4 des Gesetzes über Ord- 
nungswidrigkeiten. 

§15 

Verordnungsermächtigung 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung bestimmt die Mindestnettobeträge nach § 3 
Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a jeweils für ein Kalenderjahr 
durch Rechtsverordnung. § 111 Abs. 2 und § 112 
Abs. 10 des Arbeitsförderungsgesetzes gelten ent- 
sprechend. Der Kalendermonat ist mit 30 Tagen an- 
zusetzen. 

§ 16 

Befristung der Förderungsfähigkeit 

Für die Zeit ab dem [einsetzen: Tag fünf Jahre nach 
Inkrafttreten des Gesetzes] sind Leistungen nach § 4 
nur noch zu erbringen, wenn die Voraussetzungen 
des § 2 und des § 3 Abs. 1 Nr. 2 erstmals vor diesem 
Zeitpunkt Vorgelegen haben. 


Artikel 2 

Änderung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch 

Das Sechste Buch Sozialgesetzbuch - Gesetzliche 
Rentenversicherung - (Artikel 1 des Gesetzes vom 
18. Dezember 1989, BGBl. I S. 2261, 1990 I S. 1337), 
zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zu § 38 wird wie folgt gefaßt: 

„Altersrente wegen Arbeitslosigkeit oder nach 
Altersteilzeitarbeit " . 

b) Nach der Angabe zu § 76 wird eingefügt: 

„§ 76 a 

Zuschläge an Entgeltpunkten aus Zahlung von 
Beiträgen bei vorzeitiger Inanspruchnahme 
einer Rente wegen Alters " . 

c) Die Überschrift im Vierten Kapitel Zweiter Ab- 
schnitt Erster Unterabschnitt Siebter Titel wird 
wie folgt gefaßt: 

„Zahlung von Beiträgen beim Versorgungs- 
ausgleich und bei vorzeitiger Inanspruch- 
nahme einer Rente wegen Alters" . 
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d) Die Angabe zu § 187 wird wie folgt gefaßt: 

„Zahlung von Beiträgen beim Versorgungs- 
ausgleich 11 . 

e) Nach der Angabe zu § 187 wird eingefügt: 

„§ 187a 

Zahlung von Beiträgen bei vorzeitiger 
Inanspruchnahme einer Rente wegen Alters" . 

f) Die Angabe zu § 237 wird wie folgt gefaßt: 

„Altersrente wegen Arbeitslosigkeit oder nach 
Altersteilzeitarbeit " . 

2. In § 33 Abs. 2 Nr. 4 werden nach dem Wort „Ar- 
beitslosigkeit" die Wörter „oder nach Altersteil- 
zeitarbeit" eingefügt. 

3. Dem § 34 wird folgender Absatz angefügt: 

„(4) Anspruch auf Rente wegen verminderter 
Erwerbsfähigkeit oder Erziehungsrente besteht 
nicht nach bindender Bewilligung einer Rente 
wegen Alters oder für Zeiten des Bezugs einer 
solchen Rente. " 

4. § 38 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„Altersrente wegen Arbeitslosigkeit oder nach 
Altersteilzeitarbeit " . 

b) In Satz 1 wird Nummer 2 wie folgt gefaßt: 

„2. entweder 

a) bei Beginn der Rente arbeitslos sind 
und innerhalb der letzten eineinhalb 
Jahre vor Beginn der Rente insgesamt 


52 Wochen arbeitslos waren oder An- 
passungsgeld für entlassene Arbeitneh- 
mer des Bergbaus bezogen haben 

oder 

b) 24 Kalendermonate Altersteilzeitarbeit 
aus geübt haben, " . 

c) Folgender Satz wird angefügt: 

„Altersteilzeitarbeit im Sinne dieses Buches 
liegt vor, wenn für den Versicherten nach dem 
Altersteilzeitgesetz Aufstockungsbeträge zum 
Arbeitsentgelt und Beiträge zur gesetzlichen 
Rentenversicherung für den Unterschiedsbe- 
trag zwischen dem Arbeitsentgelt für die Al- 
tersteilzeitarbeit und mindestens 90 vom Hun- 
dert des Vollzeitarbeitsentgelts gezahlt wor- 
den sind. " 

5. § 4 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Wörter „Altersrenten 
wegen Arbeitslosigkeit und" durch die Wörter 
„der Altersrente" ersetzt. 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz einge- 
fügt: 

„(la) Die Altersgrenze von 60 Jahren bei 
der Altersrente wegen Arbeitslosigkeit oder 
nach Altersteilzeitarbeit wird für Versicherte, 
die nach dem 31. Dezember 1936 geboren 
sind, angehoben. Die vorzeitige Inanspruch- 
nahme ist möglich. Die Anhebung und die 
Möglichkeit der vorzeitigen Inanspruchnahme 
bestimmen sich wie folgt: 


Versicherte 

Geburtsjahr 

Geburtsmonat 

Anhebung 

um 

Monate 

auf Alter 

vorzeitige Inanspruchnahme 
möglich ab Alter 

Jahr 

Monat 

Jahr 

Monat 

1937 






Januar 

1 

60 

1 

60 

0 

Februar 

2 

60 

2 

60 

0 

März 

3 

60 

3 

60 

0 

April 

4 

60 

4 

60 

0 

Mai 

5 

60 

5 

60 

0 

Juni 

6 

60 

6 

60 

0 

Juli 

7 

60 

7 

60 

0 

August 

8 

60 

8 

60 

0 

September 

9 

60 

9 

60 

0 

Oktober 

10 

60 

10 

60 

0 

November 

11 

60 

11 

60 

0 

Dezember 

12 

61 

0 

60 

0 

1938 






Januar 

13 

61 

1 

60 

0 

Februar 

14 

61 

2 

60 

0 

März 

15 

61 

3 

60 

0 

April 

16 

61 

4 

60 

0 

Mai 

17 

61 

5 

60 

0 

Juni 

18 

61 

6 

60 

0 

Juli 

19 

61 

7 

60 

0 
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Versicherte 

Geburtsjahr 

Geburtsmonat 

Anhebung 

um 

Monate 

auf Alter 

vorzeitige Inanspruchnahme 
möglich ab Alter 

Jahr 

Monat 

Jahr 

Monat 

noch 1938 






August 

20 

61 

8 

60 

0 

September 

21 

61 

9 

60 

0 

Oktober 

22 

61 

10 

60 

0 

November 

23 

61 

11 

60 

0 

Dezember 

24 

62 

0 

60 

0 

1939 






Januar 

25 

62 

1 

60 

0 

Februar 

26 

62 

2 

60 

0 

März 

27 

62 

3 

60 

0 

April 

28 

62 

4 

60 

0 

Mai 

29 

62 

5 

60 

0 

Juni 

30 

62 

6 

60 

0 

Juli 

31 

62 

7 

60 

0 

August 

32 

62 

8 

60 

0 

September 

33 

62 

9 

60 

0 

Oktober 

34 

62 

10 

60 

0 

November 

35 

62 

11 

60 

0 

Dezember 

36 

63 

0 

60 

0 

Januar 1940 bis 






Dezember 1948 

36 

63 

0 

60 

0 

1949 






Januar - Februar . 

37 

63 

1 

60 

1 

März - April 

38 

63 

2 

60 

2 

Mai - Juni 

39 

63 

3 

60 

3 

Juli -August 

40 

63 

4 

60 

4 

September - Oktober 

41 

63 

5 

60 

5 

November - Dezember 

42 

63 

6 

60 

6 

1950 






Januar - Februar 

43 

63 

7 

60 

7 

März - April 

44 

63 

8 

60 

8 

Mai - Juni 

45 

63 

9 

60 

9 

Juli -August 

46 

63 

10 

60 

10 

September - Oktober 

47 

63 

11 

60 

11 

November - Dezember 

48 

64 

0 

61 

0 

1951 






Januar - Februar . 

49 

64 

1 

61 

1 

März - April 

50 

64 

2 

61 

2 

Mai - Juni 

51 

64 

3 

61 

3 

Juli -August 

52 

64 

4 

61 

4 

September - Oktober 

53 

64 

5 

61 

5 

November - Dezember 

54 

64 

6 

61 

6 

1952 






Januar - Februar 

55 

64 

7 

61 

7 

März - April 

56 

64 

8 

61 

8 

Mai - Juni 

57 

64 

9 

61 

9 

Juli -August 

58 

64 

10 

61 

10 

September - Oktober 

59 

64 

11 

61 

11 

November - Dezember 

60 

65 

0 

62 

0 

1953 und später . 

60 

65 

0 

62 

0 
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6. In § 50 Abs. 2 werden nach dem Wort „Arbeits- 
losigkeit“ die Wörter „oder nach Altersteilzeit- 
arbeit " eingefügt. 

7. In § 66 Abs. 1 wird in Nummer 3 das Wort „und" 
durch ein Komma ersetzt, in Nummer 4 nach 
dem Wort „Versorgungsausgleich“ das Wort 
„und" sowie folgende Nummer eingefügt: 

„5. Zuschläge aus Zahlung von Beiträgen bei 
vorzeitiger Inanspruchnahme einer Rente 
wegen Alters " . 

8. Nach § 76 wird folgender Paragraph eingefügt: 

„§76a 

Zuschläge an Entgeltpunkten aus Zahlung 
von Beiträgen bei vorzeitiger Inanspruchnahme 
einer Rente wegen Alters 

Entgeltpunkte aus der Zahlung von Beiträgen 
bei vorzeitiger Inanspruchnahme einer Rente we- 
gen Alters werden ermittelt, indem gezahlte Bei- 
träge mit dem im Zeitpunkt der Zahlung maßge- 
benden Umrechnungsfaktor für die Ermittlung 
von Entgeltpunkten im Rahmen des Versor- 
gungsausgleichs vervielfältigt werden. Ein Zu- 
schlag aus der Zahlung solcher Beiträge erfolgt 
nur, wenn sie bis zu einem Zeitpunkt gezahlt 
worden sind, bis zu dem Entgeltpunkte für frei- 
willig gezahlte Beiträge zu ermitteln sind. “ 

9. In § 89 Abs. 1 Nr. 4 werden nach dem Wort „Ar- 
beitslosigkeit“ die Wörter „oder nach Altersteil- 
zeitarbeit“ eingefügt. 

10. Dem § 109 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Versicherte, die das 55. Lebensjahr vollendet 
haben, haben Anspruch auf Auskunft über die 
Höhe der Beitragszahlung, die zum Ausgleich ei- 
ner Rentenminderung bei vorzeitiger Inan- 
spruchnahme einer Rente wegen Alters erforder- 
lich ist, und über die ihr zugrundeliegende Al- 
tersrente; es sei denn, die Erfüllung der versiche- 
rungsrechtlichen Voraussetzungen für eine vor- 
zeitige Rente wegen Alters ist offensichtlich aus- 
geschlossen.“ 

11. In § 113 Abs. 1 Satz 1 wird in Nummer 3 das Wort 
„und“ durch ein Komma ersetzt, in Nummer 4 
nach dem Wort „entfallen“ das Wort „und“ sowie 
folgende Nummer eingefügt: 

„5. Zuschläge aus Zahlung von Beiträgen bei 
vorzeitiger Inanspruchnahme einer Rente 
wegen Alters." 

12. Dem § 163 wird folgender Absatz angefügt: 

„(5) Bei Arbeitnehmern, die nach dem Alters- 
teilzeitgesetz Aufstockungsbeträge zum Arbeits- 
entgelt erhalten, gilt auch der Unterschiedsbe- 
trag zwischen dem Arbeitsentgelt für die Alters - 
teilzeitarbeit und mindestens 90 vom Hundert 
des Vollzeitarbeitsentgelts, höchstens bis zur 
Beitragsbemessungsgrenze, als beitragspflichtige 
Einnahme.“ 

13. In § 168 Abs. 1 wird in Nummer 5 der Punkt 
durch ein Komma ersetzt und folgende Nummer 
angefügt: 


„6. bei Arbeitnehmern, die nach dem Altersteil- 
zeitgesetz Aufstockungsbeträge zum Ar- 
beitsentgelt erhalten, für den Unterschieds- 
betrag zwischen dem Arbeitsentgelt für die 
Altersteilzeitarbeit und dem Vollzeitarbeits- 
entgelt, höchstens bis zur Beitragsbemes- 
sungsgrenze, von den Arbeitgebern." 

14. Die Überschrift im Vierten Kapitel Zweiter Ab- 
schnitt Erster Unterabschnitt Siebter Titel wird 
wie folgt gefaßt: 

„Zahlung von Beiträgen 
beim Versorgungsausgleich und bei vorzeitiger 

Inanspruchnahme einer Rente wegen Alters". 

15. Die Überschrift in § 187 wird wie folgt gefaßt: 

„Zahlung von Beiträgen 
beim Versorgungsausgleich" . 

16. Nach § 187 wird folgender Paragraph eingefügt: 

„§ 187 a 

Zahlung von Beiträgen bei vorzeitiger 

Inanspruchnahme einer Rente wegen Alters 

(1) Bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres 
können Rentenminderungen durch die vorzeitige 
Inanspruchnahme einer Rente wegen Alters 
durch Zahlung von Beiträgen ausgeglichen wer- 
den. Die Berechtigung zur Zahlung setzt voraus, 
daß der Versicherte erklärt, eine solche Rente zu 
beanspruchen. 

(2) Beiträge können bis zu der Höhe gezahlt 
werden, die sich nach der Auskunft über die 
Höhe der zum Ausgleich einer Rentenminderung 
bei vorzeitiger Inanspruchnahme einer Rente 
wegen Alters erforderlichen Beitragszahlung als 
höchstmögliche Minderung an persönlichen Ent- 
geltpunkten durch eine vorzeitige Inanspruch- 
nahme einer Rente wegen Alters ergibt. Diese 
Minderung wird auf der Grundlage der Summe 
aller Entgeltpunkte für Beitragszeiten, beitrags- 
freie Zeiten, Zuschläge für beitragsgeminderte 
Zeiten und Zuschläge oder Abschläge aus einem 
durchgeführten Versorgungsausgleich ermittelt, 
die sich bei Berechnung einer Altersrente unter 
Zugrundelegung des beabsichtigten Rentenbe- 
ginns ergeben würden. Dabei ist für jeden Kalen- 
dermonat an bisher nicht bescheinigten künfti- 
gen rentenrechtlichen Zeiten bis zum beabsich- 
tigten Rentenbeginn von einer Beitragszahlung 
nach einem vom Arbeitgeber zu bescheinigen- 
den Arbeitsentgelt auszugehen. Der Bescheini- 
gung ist das gegenwärtige Arbeitsentgelt auf- 
grund der bisherigen Beschäftigung und der bis- 
herigen Arbeitszeit zugrunde zu legen. Soweit 
eine Vorausbescheinigung nicht vorliegt, ist von 
den Entgeltpunkten des Kalenderjahres auszu- 
gehen, für das zuletzt Entgeltpunkte ermittelt 
werden können. 

(3) Für je einen geminderten persönlichen Ent- 
geltpunkt ist der Betrag zu zahlen, der sich er- 
gibt, wenn der zur Wiederauffüllung einer im 
Rahmen des Versorgungsausgleichs geminder- 
ten Rentenanwartschaft für einen Entgeltpunkt 
zu zahlende Betrag durch den jeweiligen Zu- 
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gangsfaktor geteilt wird. Teilzahlungen sind zu- 
lässig. Eine Erstattung gezahlter Beiträge erfolgt 
nicht." 

17. § 237 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„ Altersrente wegen Arbeitslosigkeit 
oder nach Altersteilzeitarbeit " . 

b) Der bisherige Text wird Absatz 1. 

c) In Absatz 1 Satz 2 wird jeweils das Wort 
„Pflichtbeitragszeiten" durch die Wörter 
„Pflichtbeiträge für eine versicherte Beschäfti- 
gung oder Tätigkeit vorhanden" ersetzt. 

d) Folgender Absatz wird angefügt: 

„(2) Die Altersgrenze von 60 Jahren bei der 
Altersrente wegen Arbeitslosigkeit oder nach 
Altersteilzeitarbeit wird für arbeitslose Versi- 
cherte, die 


1. bis zum 14. Februar 1941 geboren sind und 

a) am 14. Februar 1996 arbeitslos waren 
oder Anpassungsgeld für entlassene Ar- 
beitnehmer des Bergbaus bezogen ha- 
ben oder 

b) deren Arbeitsverhältnis aufgrund einer 
Kündigung oder Vereinbarung, die vor 
dem 14. Februar 1996 erfolgt ist, beendet 
worden ist und die daran anschließend 
arbeitslos geworden sind oder Anpas- 
sungsgeld für entlassene Arbeitnehmer 
des Bergbaus bezogen haben, oder 

2. bis zum 14. Februar 1944 geboren sind und 
aufgrund einer Maßnahme nach Artikel 56 
§ 2 Buchstabe b des Vertrages über die 
Gründung der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl (EGKS-V), die vor dem 
14. Februar 1996 genehmigt worden ist, aus 
einem Betrieb der Montanindustrie ausge- 
schieden sind, 

wie folgt angehoben: 


Versicherte 

Geburtsjahr 

Geburtsmonat 

Anhebung 

um 

Monate 

auf Alter 

vorzeitige Inanspruchnahme 
möglich ab Alter 

Jahr 

Monat 

Jahr 

Monat 

1941 






Januar -April 

1 

60 

1 

60 

0 

Mai -August 

2 

60 

2 

60 

0 

September - Dezember 

3 

60 

3 

60 

0 

1942 






Januar -April 

4 

60 

4 

60 

0 

Mai -August 

5 

60 

5 

60 

0 

September - Dezember 

6 

60 

6 

60 

0 

1943 






Januar -April 

7 

60 

7 

60 

0 

Mai -August 

8 

60 

8 

60 

0 

September - Dezember 

9 

60 

9 

60 

0 

1944 






Januar - Februar 

10 

60 

10 

60 

0" 


18. In § 270 a wird nach Satz 1 folgender Satz einge- 
fügt: 

„Satz 1 gilt nicht für die Auskunft nach § 109 
Abs. 1 Satz 3." 


Artikel 3 

Änderung des Arbeitsförderungsgesetzes 

Das Arbeitsförderungsgesetz vom 25. Juni 1969 
(BGBL I S. 582), zuletzt geändert durch Artikel . . . 


des Gesetzes vom . . , (BGBl. IS... .), wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 105 c Abs. 2 Satz 1 wird der Punkt durch ein 
Semikolon ersetzt und folgender Halbsatz ange- 
fügt: 

„dies gilt nicht für Renten, die vor dem für den 
Versicherten maßgebenden Rentenalter in An- 
spruch genommen werden können. " 

2. Dem § 117 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Leistungen, die der Arbeitgeber für den Arbeits- 
losen, dessen Arbeitsverhältnis frühestens mit 
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Vollendung des 55. Lebensjahres beendet wird, 
unmittelbar für dessen Rentenversicherung nach 
§ 187 a Abs. 1 des Sechsten Buches Sozialgesetz- 
buch aufwendet, bleiben unberücksichtigt. 11 

3. In § 117a Abs. 1 wird nach Satz 1 folgender Satz 
eingefügt: 

„Leistungen, die der Arbeitgeber für den Arbeits- 
losen, dessen Arb eits Verhältnis frühestens mit 
Vollendung des 55. Lebensjahres beendet wird, 
unmittelbar für dessen Rentenversicherung nach 
§ 187 a Abs. 1 des Sechsten Buches Sozialgesetz- 
buch aufwendet, bleiben unberücksichtigt." 

4. In § 249 e Abs. 4 Satz 1 wird der Punkt durch ein 
Semikolon ersetzt und folgender Halbsatz ange- 
fügt: 

„dies gilt nicht für Renten, die vor dem für den 
Versicherten maßgebenden Rentenalter in An- 
spruch genommen werden können. " 


Artikel 4 

Änderung des Ersten Buches Sozialgesetzbuch 

Das Erste Buch Sozialgesetzbuch - Allgemeiner 
Teil - (Artikel I des Gesetzes vom 11. Dezember 1975, 
BGBL I S. 3015), zuletzt geändert durch . . ., wird wie 
folgt geändert: 

1. In Artikel I wird in § 19 b Abs. 1 die Nummer 1 wie 
folgt gefaßt: 

„1. Erstattung der Beiträge zur Höherversiche- 
rung in der gesetzlichen Rentenversicherung 
und der nicht auf das Arbeitsentgelt entfallen- 
den Beiträge zur gesetzlichen Rentenversiche- 
rung für ältere Arbeitnehmer, die ihre Arbeits- 
zeit verkürzt haben. " 

2. In Artikel II § 1 wird die Nummer 21 wie folgt ge- 
faßt: 

„21. das Altersteilzeitgesetz, " . 


Artikel 5 

Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 

In § 28a Abs. 1 des Vierten Buches Sozialgesetz- 
buch - Gemeinsame Vorschriften für die Sozial- 
versicherung - (Artikel I des Gesetzes vom 23. De- 
zember 1976, BGBl. I S. 3845), das zuletzt geändert 
worden ist durch . . ., werden nach der Nummer 15 
folgende Nummern eingefügt: 

„ 16. Beginn der Altersteilzeitarbeit, 

17. Ende der Altersteilzeitarbeit". 


Artikel 6 

Änderung der Zweiten Datenerfassungs- 
Verordnung 

In § 6 der Zweiten Datenerfassungs-Verordnung 
vom 29. Mai 1980 (BGBl. I S. 593), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 27. Dezember 1993 (BGBl. I 

S. 2378), wird nach Absatz la folgender Absatz ein- 
gefügt: 

„(lb) Bei einem Übergang in die Altersteilzeitar- 
beit sind das Ende der bisherigen Beschäftigung, der 
Beginn der Altersteilzeitarbeit und die nicht auf das 
Arbeitsentgelt für die Altersteilzeitarbeit entfallen- 
den beitragspflichtigen Einnahmen zu melden. Fer- 
ner ist das Ende der Altersteilzeitarbeit zu melden. 
Absatz 1 Satz 3 und 5 gilt entsprechend." 

Artikel 7 

Änderung der Rentenversicherungs- 
Beitragszahlungsverordnung 

In § 1 Satz 2 der Verordnung über die Zahlung von 
Beiträgen zur gesetzlichen Rentenversicherung vom 
30. Oktober 1991 (BGBl. I S. 2057) wird nach dem 
Wort „Versorgungsausgleichs" das Wort „und" durch 
ein Komma ersetzt und folgende Nummer eingefügt: 

„3 a. zum Ausgleich einer Rentenminderung bei vor- 
zeitiger Inanspruchnahme einer Rente wegen 
Alters und". 

Artikel 8 

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang 

Die auf den Artikeln 6 und 7 beruhenden Teile der 
dort geänderten Rechtsverordnung können auf 
Grund der einschlägigen Ermächtigung durch 
Rechtsverordnung geändert werden. 

Artikel 9 

Übergangsvorschrift 

Das Altersteilzeitgesetz vom 20. Dezember 1988 
(BGBl. I S. 2343, 2348) ist weiterhin anzuwenden, 
wenn der Arbeitnehmer vor dem 1. Januar 1993 mit 
der Altersteilzeitarbeit begonnen hat und der Arbeit- 
geber die Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 Nr. 2 die- 
ses Gesetzes erstmals vor diesem Zeitpunkt erfüllt hat. 

Artikel 10 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des auf die Ver- 
kündung folgenden Kalendermonats in Kraft. Mit In- 
krafttreten dieses Gesetzes tritt das Altersteilzeitge- 
setz vom 20. Dezember 1988 (BGBl. I S. 2343, 2348), 
zuletzt geändert durch . . ., außer Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

I. Neue Regelungen für einen gleitenden Übergang 
in den Ruhestand 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf soll die Praxis 
der Frühverrentung von einer neuen sozialverträg- 
lichen Möglichkeit eines gleitenden Übergangs vom 
Erwerbsleben in den Ruhestand (Altersteilzeitarbeit) 
abgelöst werden. 

Anlaß für die vorgesehenen Regelungen ist die in 
vielen Großunternehmen gängige Praxis, daß ältere 
Beschäftigte weit vor Erreichen der (regulären) Al- 
tersgrenze in den Ruhestand versetzt werden, um auf 
diese Weise die Belegschaft der Betriebe zu verklei- 
nern und/oder zu verjüngen. 

Diese Vorgehensweise führt zu einer erheblichen Be- 
lastung der Sozialversicherung und des Bundeshaus- 
haltes. In der Regel melden sich die Entlassenen 
arbeitslos, beziehen Arbeitslosengeld, gegebenen- 
falls danach Arbeitslosenhilfe und im Anschluß daran 
mit Vollendung des 60. Lebensjahres die vorzeitige 
Altersrente wegen Arbeitslosigkeit. Für die gesetz- 
liche Rentenversicherung hat dies eine verstärkte In- 
anspruchnahme der Altersrente wegen Arbeitslosig- 
keit und damit einen gegenüber der Regelaltersrente 
um bis zu fünf Jahre längeren Rentenbezug bei 
gleichzeitigem Ausfall weiterer Beitragszahlungen 
zur Folge. 

Mit dieser Frühverrentungspraxis wird von den Vor- 
schriften der Rentenversicherung und der Arbeits- 
losenversicherung in einer vom Gesetzgeber nicht 
gewollten Weise Gebrauch gemacht. Bestimmungen, 
die als Ausnahmetatbestände gedacht waren, wer- 
den seit einigen Jahren in großem Umfang zweck- 
entfremdet genutzt. 

Dies zeigt sich in der beständigen Zunahme der In- 
anspruchnahme der Altersrente wegen Arbeitslosig- 
keit. So hat sich beim Rentenzugang der männlichen 
Versicherten der Anteil dieser vorzeitigen Rente an 
allen Altersrenten von rd. 21% im Jahre 1992 auf 
nahezu 40% im Jahre 1994 erhöht. In absoluten Zah- 
len bedeutet dies einen Anstieg von rd. 47 000 auf rd. 
190 000 Neuzugängen. Für 1995 wird sogar von ei- 
nem Zugang von etwa 290 000 Altersrenten wegen 
Arbeitslosigkeit ausgegangen. Zwar ist der Über- 
gang vieler Versicherter in den neuen Bundeslän- 
dern vom Altersübergangsgeld in die Rente für diese 
Steigerung mitursächlich. Der Rentenzugang im bis- 
herigen Bundesgebiet (bei den Männern: nahezu 
100 000 im Jahre 1994 gegenüber rd. 47 000 im Jahre 
1992) belegt jedoch, daß sich der Zugang in die Al- 
tersrente wegen Arbeitslosigkeit auch unabhängig 
von dieser für die neuen Länder spezifischen Ursache 
deutlich ausgeweitet hat. Künftig werden weitere 
zahlenmäßig starke Jahrgänge das Lebensalter errei- 


chen, in dem Frühverrentungen einsetzen und damit 
einen sich weiter vergrößernden Rentenzugang ver- 
ursachen, wenn dieser Entwicklung nicht nachhaltig 
gegengesteuert wird. 

Zwar läßt sich nicht feststellen, wie viele Versicherte 
aufgrund einer Frühverrentungsmaßnahme eine 
Altersrente wegen Arbeitslosigkeit in Anspruch ge- 
nommen haben. Unter Zugrundelegung einer typi- 
schen Frühverrentungsvariante zeigt sich jedoch, mit 
welchen Kosten die Bundesanstalt für Arbeit und die 
gesetzliche Rentenversicherung durch die Leistung 
von Arbeitslosengeld bzw. vorgezogener Rente sowie 
aufgrund der Beitragsausfälle belastet werden: 

Durch 100 000 Arbeitnehmer, die aufgrund von So- 
zialplanregelungen ab 58 Jahren für 24 Monate Ar- 
beitslosengeld und ab 60 Altersrente wegen Arbeits- 
losigkeit (statt einer Altersrente mit 63) beziehen, 
entstehen der Bundesanstalt für Arbeit Mehrkosten 
in Höhe von 9,2 Mrd. DM und der Rentenversiche- 
rung in Höhe von 12,7 Mrd. DM (ohne Gegenrech- 
nung möglicher Entlastungen durch die Einstellung 
von jüngeren Arbeitskräften). Die Erstattungspflicht 
nach § 128 AFG mit ihren sehr differenzierten Aus- 
nahmetatbeständen mindert diese Belastung nur 
sehr geringfügig. 

Bei anderen Ausgestaltungen - zum Teil scheiden 
Arbeitnehmer im Rahmen von Frühverrentungsmaß- 
nahmen bereits mit Vollendung des 55. Lebensjahres 
oder noch früher aus dem Erwerbsleben aus - kön- 
nen sich für die Sozialversicherung noch höhere 
Kosten ergeben. 

Im Ergebnis werden also die finanziellen Lasten von 
Frühverrentungen zum weitaus größten Teil nicht 
von den Unternehmen, die solche Maßnahmen 
durchführen, und auch nicht von den Arbeitneh- 
mern, die vorzeitig in den Ruhestand gehen, getra- 
gen, sondern über notwendigerweise höhere Bei- 
tragssätze zur Sozialversicherung von den Klein- und 
Mittelbetrieben und ihren Arbeitnehmern. 

Durch den Einsatz von Altersteilzeitarbeit werden 
sich unumgängliche betriebliche Personalanpas- 
sungsmaßnahmen durchführen lassen, ohne daß auf 
die wertvollen Erfahrungen älterer Arbeitnehmer, die 
einen wichtigen Wettbewerbsvorteil darstellen kön- 
nen, verzichtet werden muß und ohne daß dies auf 
Kosten der Solidargemeinschaft der Versicherten ge- 
schieht. 


II. Altersteilzeitgesetz 

Durch das Altersteilzeitgesetz soll für die Sozialpart- 
ner der Rahmen geschaffen werden, für Arbeitneh- 
mer ab Vollendung des 55. Lebensjahres einen glei- 
tenden Übergang vom Erwerbsleben in den Ruhe- 
stand zu vereinbaren. Das Gesetz bestimmt die Min- 
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destvoraussetzungen der Altersteilzeitarbeit f deren 
Ausübung für mindestens 24 Monate zur Inan- 
spruchnahme der neugeschaffenen Altersrente nach 
Altersteilzeitarbeit nach Maßgabe der rentenrecht- 
lichen Bestimmungen berechtigt. Für ältere Arbeit- 
nehmer, die innerhalb von fünf Jahren nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes mit der Altersteilzeitarbeit be- 
ginnen, wird der gleitende Übergang in den Ruhe- 
stand außerdem durch Förderleistungen aus Mitteln 
der Bundesanstalt für Arbeit unterstützt. 

Die Förderleistungen der Bundesanstalt für Arbeit, 
die längstens für fünf Jahre erbracht werden, setzen 
die Wiederbesetzung des durch die Arbeitszeitver- 
minderung freigewordenen Arbeitsplatzes und eine 
ausreichende soziale Absicherung des in Teilzeit ar- 
beitenden älteren Arbeitnehmers durch den Arbeit- 
geber voraus. Durch die Wiederbesetzungspflicht 
wird gewährleistet, daß keine zusätzlichen Belastun- 
gen auf die Bundesanstalt für Arbeit zukommen. 

Der Wiederbesetzer muß beim Arbeitsamt arbeitslos 
gemeldet sein. Bei der Ausgestaltung des Arbeits- 
platzes des Wiederbesetzers sind dem Arbeitgeber 
wie bei dem früheren Altersteilzeitgesetz viele Ge- 
staltungsmöglichkeiten gegeben: So kann beispiels- 
weise der Wiederbesetzer mit verminderter Stunden- 
zahl arbeiten, oder mehrere ältere Arbeitnehmer 
können sich einen Arbeitsplatz teilen und der Wie- 
derbesetzer vollzeitig arbeiten. Für die Erbringung 
der Förderleistungen ist Voraussetzung, daß die Neu- 
einstellung in zeitlichem und ursächlichem Zusam- 
menhang mit der Einführung der Altersteilzeitarbeit 
steht. Für viele ältere Arbeitnehmer ist entscheidend, 
daß durch die verminderte Arbeitszeit nicht die Ver- 
sorgung im Alter gefährdet wird. Neben der Siche- 
rung des laufenden Einkommens der Arbeitnehmer 
hat daher die Sicherung ausreichender Rentenan- 
sprüche besondere Bedeutung. Das Gesetz sieht vor, 
daß für die altersteilzeitarbeitenden Arbeitnehmer 
zusätzliche Beiträge zur gesetzlichen Rentenversi- 
cherung gezahlt werden. 

Zu den wesentlichen Regelungen des Gesetzes: 

1. Begünstigter Personenkreis 

Das Gesetz begünstigt Arbeitnehmer, die das 55. Le- 
bensjahr vollendet haben und nach Inkrafttreten des 
Gesetzes ihre Arbeitszeit auf die Hälfte der tarif- 
lichen regelmäßigen Arbeitszeit vermindert haben. 
Die Verteilung der Arbeitszeit bestimmt das Gesetz 
nicht. So kann der ältere Arbeitnehmer etwa täglich 
mit verminderter Stundenzahl, nur eine bestimmte 
Anzahl von Tagen pro Woche, in wöchentlichem oder 
auch in monatlichem Wechsel arbeiten. Sicherge- 
stellt sein muß jedoch, daß das Arbeitsentgelt und 
der Aufstockungsbetrag fortlaufend gezahlt werden 
und die Altersteilzeitarbeit die Versicherungspflicht 
zur Sozialversicherung und die Beitragspflicht zur 
Bundesanstalt für Arbeit begründet. Die Förderung 
wird für bis zu fünf Jahre gewährt. Sofern der Arbeit- 
nehmer vor dem Ende dieses Zeitraumes die Voraus- 
setzungen für eine Altersrente ohne Minderung er- 
füllt, eine geminderte Altersrente tatsächlich in An- 
spruch nimmt oder das 65. Lebensjahr vollendet, 
endet die Förderung zu dem jeweiligen Zeitpunkt. 


Der Altersrente steht insoweit eine vergleichbare Lei- 
stung einer Versicherungs- oder Versorgungseinrich- 
tung gleich, wenn der Arbeitnehmer von der Versi- 
cherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung befreit ist. 

2. Die Leistungen des Gesetzes 

Der Arbeitgeber erhält zu seinen Leistungen an den 
altersteilzeitarbeitenden Arbeitnehmer einen Zu- 
schuß der Bundesanstalt für Arbeit. Voraussetzung 
für den Zuschuß ist, daß der freigewordene Arbeits- 
platz wiederbesetzt wird und der Arbeitgeber auf- 
grund eines Tarifvertrages, einer Betriebsvereinba- 
rung oder eines Einzelvertrages folgende Leistungen 
erbringt: 

- Aufstockung des Arbeitsentgelts: Die Aufstockung 
muß mindestens 20 % des für die Altersteilzeitar- 
beit gezahlten Bruttoarbeitsentgelts betragen, je- 
denfalls aber so hoch sein, daß der Arbeitnehmer 
dadurch mindestens 70 % des pauschalierten Net- 
toarbeitsentgelts erhält, das er erhalten würde, 
wenn er seine Arbeitszeit nicht im Rahmen der Al- 
tersteilzeit vermindert hätte. 

- Entrichtung von zusätzlichen Beiträgen zur ge- 
setzlichen Rentenversicherung: Die Beiträge müs- 
sen mindestens in Höhe des Beitrags entrichtet 
werden, der auf den Unterschiedsbetrag zwischen 
90 % des Vollzeitarbeitsentgelts und dem Arbeits- 
entgelt für die Altersteilzeitarbeit entfällt. 

Die Bundesanstalt für Arbeit erstattet dem Arbeit- 
geber seine Aufwendungen für die Beiträge zur 
Rentenversicherung in Höhe des Beitrages, der auf 
den Unterschiedsbetrag zwischen 90 % des Vollzeit- 
arbeitsentgelts und dem Arbeitsentgelt für die Alters- 
teilzeitarbeit entfällt sowie den Aufstockungsbetrag 
zum Arbeitsentgelt in Höhe von 20 % des Brutto- 
teilzeitarbeitsentgelts bzw. bis zu der Höhe, bei der 
sichergestellt ist, daß der Arbeitnehmer 70 % des 
pauschalierten Nettoarbeitsentgelts erhält, das er er- 
halten würde, wenn er seine Arbeitszeit nicht im 
Rahmen der Altersteilzeit vermindert hätte. 

Voraussetzung ist, daß der Arbeitgeber diese Min- 
destleistungen für den Arbeitnehmer erbracht hat. 
Gewährt der Arbeitgeber höhere Leistungen, so zahlt 
die Bundesanstalt Zuschüsse in Höhe der Mindestlei- 
stungen. Durch besondere Regelungen im Einkom- 
mensteuergesetz ist die Steuer- und Sozialabgaben- 
freiheit dieser Leistungen sichergestellt. 

Bei tariflichen Ansprüchen der Arbeitnehmer ist die 
freie Entscheidung des Arbeitgebers bei einer über 
5 % der Arbeitnehmer des Betriebes hinausgehen- 
den Inanspruchnahme sichergestellt. Daher sind Be- 
triebe mit weniger als 20 Mitarbeitern stets in ihrer 
Entscheidung frei. 

3. Die Wiederbesetzung 

Die Wiederbesetzung des durch die Altersteilzeitar- 
beit freigewordenen Arbeitsplatzes muß durch einen 
beim Arbeitsamt arbeitslos gemeldeten Arbeitneh- 
mer erfolgen, wobei Bezieher von Arbeitslosengeld 
oder Arbeitslosenhilfe vorrangig zu berücksichtigen 
sind. Der Neueinstellung eines Arbeitslosen steht die 
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Übernahme eines ausgebildeten Arbeitnehmers nach 
Abschluß seiner Ausbildung gleich. Für die Erbrin- 
gung der Leistungen der Bundesanstalt ist es außer- 
dem erforderlich, daß die Neueinstellung zeitlich und 
ursächlich mit der Arbeitszeitverminderung des älte- 
ren Arbeitnehmers zusammenhängt. Der Wieder- 
besetzer muß nicht in jedem Fall den konkreten 
Arbeitsplatz des älteren Arbeitnehmers einnehmen. 
Vielmehr ist es auch möglich, daß sich zwei ältere Ar- 
beitnehmer einen Arbeitsplatz teilen und der Wieder- 
besetzer den freigewordenen Arbeitsplatz einnimmt 
oder der Wiederbesetzer auf einem Arbeitsplatz be- 
schäftigt wird, der im Rahmen von innerbetrieblichen 
Umsetzungen im Zusammenhang mit der Altersteil- 
zeit freigeworden ist. 

4. Dauer der Altersteilieitarbeit 

Die Ausgestaltung der Altersteilzeitarbeit und somit 
auch die Regelung ihrer Dauer obliegt den Tarifver- 
tragsparteien bzw. Arbeitnehmer und Arbeitgeber, 
sofern eine Einzelvereinbarung über Teilzeitarbeit 
abgeschlossen wird. Die Leistungen der Bundesan- 
stalt enden nach spätestens fünf Jahren, sofern nicht 
die Altersteilzeitarbeit vorher beendet wird, der Ar- 
beitnehmer Anspruch auf eine ungeminderte Alters- 
rente hat, eine geminderte Altersrente in Anspruch 
nimmt oder das 65. Lebensjahr vollendet hat. Wenn 
der Arbeitnehmer von der Versicherungspflicht in 
der gesetzlichen Rentenversicherung befreit ist, steht 
der Altersrente eine vergleichbare Leistung einer 
Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung gleich. 

III. Rentenrechtliche Regelungen 

Die Nahtlosigkeit zwischen Altersteilzeitbeschäfti- 
gung und Rentenbeginn wird durch eine Umgestal- 
tung der Altersrente wegen Arbeitslosigkeit in eine 
Altersrente wegen Arbeitslosigkeit oder nach Alters- 
teilzeitarbeit gewährleistet. 

Die Anspruchsvoraussetzungen für diese Rentenart 
können alternativ erfüllt werden durch Arbeitslosig- 
keit (wie nach geltendem Recht) oder durch eine 
mindestens 24monatige Altersteilzeitarbeit im Sinne 
des Altersteilzeitgesetzes. Hierbei kommt es nicht 
darauf an, daß während dieser Zeit Förderleistungen 
der Bundesanstalt für Arbeit erbracht worden sind. 

Um die Belastung der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung durch die Inanspruchnahme der Altersrente we- 
gen Arbeitslosigkeit oder nach Altersteilzeitarbeit zu 
begrenzen, wird die nach dem Rentenreformgesetz 
1992 bereits vorgesehene Anhebung der Alters- 
grenze von 60 Jahren vorgezogen. Die stufenweise 
Anhebung auf 63 Jahre soll nun in den Jahren 1997 
bis 1999 erfolgen. Die weitere Anhebung auf 65 Jahre 
bleibt unberührt. 

Damit sichergestellt ist, daß trotz der Anhebung ein 
bündiger Übergang zwischen Arbeitslosigkeit bzw. 
Altersteilzeitarbeit und Rentenbeginn möglich bleibt, 
ist während der Phase der Anhebung der Alters- 
grenze auf 63 Jahre bis zum Beginn der weiteren An- 
hebung der Altersgrenze eine vorzeitige Inanspruch- 
nahme der Rente wegen Arbeitslosigkeit oder nach 
Altersteilzeitarbeit ab Vollendung des 60. Lebensjah- 


res möglich. Anschließend ist, wie bereits nach 
geltendem Recht vorgesehen, eine vorzeitige Inan- 
spruchnahme jeweils bis zu drei Jahre vor Erreichen 
der Altersgrenze möglich. Um die verlängerte Ren- 
tenbezugsdauer auszugleichen, fällt die tatsächlich 
in Anspruch genommene monatliche Rente für jeden 
vorgezogenen Rentenmonat um 0,3 % niedriger aus. 

Versicherten, die die Altersrente vorzeitig in An- 
spruch nehmen wollen, wird auch schon vor Vollen- 
dung des 60. Lebensjahres das Recht eingeräumt, zu- 
sätzliche Beiträge zu leisten, um die sich aufgrund 
der längeren Rentenbezugsdauer ergebende Minde- 
rung der monatlichen Rente auszugleichen oder zu 
verringern. Durch tarifliche oder innerbetriebliche 
Regelungen - z. B. durch eine Übernahme bzw. Er- 
stattung der Beiträge durch den Arbeitgeber - kann 
eine finanzielle Belastung der Arbeitnehmer bzw. 
Rentner vermieden oder jedenfalls verringert wer- 
den. Insbesondere können und sollen für diese Bei- 
tragszahlungen zum Ausgleich der Rentenminderun- 
gen Sozialplanmittel eingesetzt werden. Für die Be- 
triebe und die Arbeitnehmer wird die Möglichkeit 
zusätzlich dadurch attraktiv, daß diese Ausgleichsbe- 
träge bei der Abfindungsanrechnung nach dem Ar- 
beitsförderungsgesetz nicht auf das Arbeitslosengeld 
und die Arbeitslosenhilfe angerechnet werden. 

Die Mittel für die Zahlung von Ausgleichsbeträgen 
sind auch vorhanden. Eine Stichprobenuntersuchung 
des Bundesrechnungshofs im Jahre 1995 hat erge- 
ben, daß bei der Beendigung von Arbeitsverhältnis- 
sen in der Altersgruppe der 55jährigen Arbeitnehmer 
in rd. zwei Dritteln der Fälle eine Abfindung gezahlt 
wurde, die im Durchschnitt 75 000 DM betrug. 

Unternehmen, die zum eigenen Nutzen an der bishe- 
rigen Frühverrentungspraxis festhalten wollen, wer- 
den durch die Neuregelungen hieran grundsätzlich 
nicht gehindert. Es wird aber sichergestellt, daß die 
Kosten einer solchen Vorgehensweise in Zukunft vor 
allem von diesen Unternehmen getragen werden. 

Das Vertrauen der Versicherten der rentennahen 
Jahrgänge, die bereits arbeitslos sind oder aber in 
der Aussicht auf eine Altersrente wegen Arbeitslosig- 
keit Dispositionen getroffen haben, die zur Arbeitslo- 
sigkeit führen werden, wird durch eine Übergangsre- 
gelung geschützt. Diese Personen sind von der Anhe- 
bung der Altersgrenze für die Altersrente wegen Ar- 
beitslosigkeit oder nach Altersteilzeitarbeit ausge- 
nommen. 

B. Besonderer Teil 
Artikel 1 (Altersteilzeitgesetz) 

Zu § 1 (Grundsatz) 

Zu Absatz 1 

Durch die Regelungen des Gesetzes soll älteren Ar- 
beitnehmern der gleitende Übergang in den Ruhe- 
stand ermöglicht werden. Das Gesetz regelt die Vor- 
aussetzungen der Altersteilzeitarbeit, die Vorausset- 
zung für die Inanspruchnahme einer Altersrente 
nach Altersteilzeitarbeit nach Maßgabe der Bestim- 
mungen des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch ist. 
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Zu Absatz 2 

Die Verminderung der Arbeitszeit durch Arbeitneh- 
mer ab Vollendung des 55. Lebensjahres soll durch 
Leistungen der Bundesanstalt für Arbeit gefördert 
werden. Voraussetzung hierfür ist, daß der ältere Ar- 
beitnehmer seine Arbeitszeit verkürzt und dadurch 
ein zuvor arbeitsloser Arbeitnehmer auf dem freige- 
wordenen Arbeitsplatz eingestellt wird. Die Förde- 
rung wird für Arbeitnehmer erbracht, die mit der 
Altersteilzeitarbeit innerhalb von fünf Jahren nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes beginnen. Die Teilzeit- 
arbeit älterer Arbeitnehmer trägt dazu bei, zusätz- 
liche Beschäftigungsmöglichkeiten für Arbeitslose zu 
eröffnen und den Arbeitsmarkt zu entlasten. Dies 
führt bei der Bundesanstalt zu Entlastungen, indem 
sie von Leistungen für Arbeitslose frei wird, die sie 
sonst nach dem Arbeitsförderungsgesetz hätte er- 
bringen müssen. Die Durchführung des Gesetzes 
wird daher der Bundesanstalt als eigene Aufgabe 
übertragen. Die Aufwendungen sind aus den Mitteln 
zu finanzieren, die der Bundesanstalt zur Durch- 
führung ihrer Aufgaben zur Verfügung stehen (§ 167 
des Arbeitsförderungsgesetzes). 

Zu § 2 (Begünstigter Personenkreis) 

Zu Absatz 1 

Die Regelung beschreibt den Personenkreis, für den 
die Altersteilzeitarbeit durch Leistungen der Bundes- 
anstalt gefördert wird. Die Förderung setzt voraus, 
daß der ältere Arbeitnehmer 

1. das 55. Lebensjahr vollendet hat, 

2. die Hälfte der tariflichen regelmäßigen wöchent- 
lichen Arbeitszeit, mindestens aber 18 Stunden 
wöchentlich, arbeitet und 

3. innerhalb der letzten fünf Jahre vor Beginn der 
Altersteilzeitarbeit mindestens drei Jahre vollzeit- 
beschäftigt war. 

Die Nummer 1 legt das Mindestalter des Arbeitneh- 
mers fest. 

Nach der Nummer 2 wird vorausgesetzt, daß der 
ältere Arbeitnehmer seine wöchentliche Arbeitszeit 
auf die Hälfte der tariflichen regelmäßigen wöchent- 
lichen Arbeitszeit vermindert hat. Die Altersteilzeit- 
arbeit soll nur gefördert werden, wenn die Arbeitszeit 
mit Inkrafttreten des Gesetzes oder danach vermin- 
dert wurde. Soweit die Arbeitszeit bereits vor Inkraft- 
treten des Gesetzes vermindert worden ist, ist eine 
Förderung nicht möglich. 

Der Arbeitnehmer soll stets frei entscheiden können, 
ob er von der Möglichkeit der Altersteilzeitarbeit Ge- 
brauch machen oder weiter seine Tätigkeit in bisheri- 
gem Umfang ausüben will. Die Freiwilligkeit der In- 
anspruchnahme wird dadurch gewährleistet, daß 
zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer eine ver- 
tragliche Vereinbarung über die Verminderung der 
Arbeitszeit getroffen werden muß. Für den Arbeitge- 
ber kann sich aus einem Tarifvertrag, einer Betriebs- 
vereinbarung oder einer entsprechenden kirchen- 
rechtlichen Regelung die Verpflichtung ergeben, 
eine Altersteilzeitvereinbarung abzuschließen. 


Die Teilzeitbeschäftigung muß mindestens 18 Stun- 
den pro Woche betragen und weiterhin die Beitrags- 
pflicht zur Bundesanstalt für Arbeit begründen. Da- 
mit ist auch sichergestellt, daß der Arbeitnehmer 
durch die Altersteilzeitarbeit Anspruch auf Arbeitslo- 
sengeld oder Arbeitslosenhilfe erwirbt. 

Die Nummer 3 macht die Erbringung der Leistungen 
davon abhängig, daß der Arbeitnehmer innerhalb 
der letzten fünf Jahre vor Beginn der Altersteilzeitar- 
beit mindestens drei Jahre eine Vollzeitbeschäfti- 
gung ausgeübt hat, die die Beitragspflicht begründet 
hat. Der Arbeitnehmer muß vor der Verminderung 
der Arbeitszeit im Rahmen der Alters teilzeitarbeit 
vollzeitbeschäftigt gewesen sein. Zeiten, die nach 
§ 107 x des Arbeitsförderungsgesetzes für den An- 
spruch auf Arbeitslosengeld Beschäftigungszeiten 
gleichgestellt sind, werden berücksichtigt. Soweit 
der Arbeitnehmer Arbeitslosengeld, Arbeitslosen- 
hilfe oder andere Lohnersatzleistungen bezogen hat, . 
werden diese Zeiten angerechnet, wenn der Arbeit- 
nehmer vor dem Bezug dieser Leistungen vollzeitig 
beschäftigt war und diese Leistungen nach der tarif- 
lichen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit be- 
messen worden sind. 

Zu Absatz 2 

Die Verteilung der Arbeitszeit bleibt den Arbeitsver- 
tragsparteien überlassen, die am besten in der Lage 
sind, zu beurteilen, welche Ausgestaltung der Alters- 
teilzeitarbeit der Situation am Arbeitsplatz am besten 
Rechnung trägt. So ist möglich, daß der ältere Arbeit- 
nehmer täglich mit verminderter Stundenzahl, nur 
eine bestimmte Anzahl von Tagen in der Woche, in 
wöchentlichem oder auch in monatüchem Wechsel 
arbeitet. Die gesetzliche Regelung verlangt lediglich, 
daß die wöchentüche Arbeitszeit im Jahresdurch- 
schnitt die Hälfte der tariflichen regelmäßigen wö- 
chentlichen Arbeitszeit nicht überschreitet, die Kurz- 
zeitigkeitsgrenze des § 102 des Arbeitsförderungsge- 
setzes nicht unterschreitet und das Arbeitsentgelt so- 
wie der Aufstockungsbetrag fortlaufend gezahlt wer- 
den. Nach den Grundsätzen des Beitragsrechts in der 
Sozialversicherung ergibt sich daher, daß der Arbeit- 
nehmer unabhängig von der Verteilung der Arbeits- 
zeit während des Jahres, d. h. auch während der Zei- 
ten, in denen er nicht arbeitet, in einer die Beitrags- 
pflicht begründenden Beschäftigung im Sinne des 
§ 168 des Arbeitsförderungsgesetzes steht. 

Zu § 3 (Anspruchsvoraussetzungen) 

Zu Absatz 1 

Die Vorschrift regelt die Anspruchsvoraussetzungen, 
die der Arbeitgeber zu erfüllen hat, um Leistungen 
von der Bundesanstalt zu erhalten. 

Nach Nummer 1 wird vorausgesetzt, daß die Höhe 
des Teilzeitarbeitsentgelts und die Sicherung der 
Altersversorgung des älteren Arbeitnehmers durch 
Tarifvertrag oder eine vergleichbare Regelung der 
Kirchen, eine Betriebsvereinbarung oder eine Einzel- 
vereinbarung zwischen Arbeitgeber und Arbeitneh- 
mer festgelegt werden. 
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Nach Buchstabe a muß der Arbeitgeber dem älteren 
Arbeitnehmer das Teilzeitarbeitsentgelt aufgestockt 
haben. Die Aufstockung muß mindestens 20 % des für 
die Altersteilzeitarbeit gezahlten Bruttoarbeitsentgelts 
betragen. Sie muß jedenfalls aber so hoch sein, daß 
der Arbeitnehmer dadurch mindestens 70 % des pau- 
schalierten Nettoarbeitsentgelts erhält, das er erhalten 
würde, wenn er seine Arbeitszeit nicht im Rahmen der 
Altersteilzeit vermindert hätte. Um die Ermittlung die- 
ses Nettoarbeitsentgelts zu erleichtern, wird nicht 
auf das individuelle Nettoarbeitsentgelt Bezug ge- 
nommen, sondern es werden die gesetzlichen Abzüge, 
die bei Arbeitnehmern gewöhnlich anfallen, zugrunde 
gelegt. In einer Rechtsverordnung werden die nähe- 
ren Einzelheiten geregelt. 

Nach Buchstabe b muß der Arbeitgeber für den 
Arbeitnehmer Beiträge zur gesetzlichen Renten- 
versicherung gezahlt haben, die zumindest so hoch 
sein müssen, daß der Unterschiedsbetrag zwischen 
dem tatsächlichen erzielten Entgelt und 90 % des 
Entgelts, das der Arbeitnehmer bei einer Vollzeitbe- 
schäftigung erhalten würde, höchstens aber bis zur 
Beitragsbemessungsgrenze, zusätzlich versichert ist. 

Die Wiederbesetzung nach Nummer 2 dient der Er- 
öffnung von Beschäftigungsperspektiven für Arbeits- 
lose und der Entlastung des Arbeitsmarktes. Die Lei- 
stungen der Bundesanstalt werden nur für die Zeit 
erbracht, in der auf dem freigewordenen Arbeitsplatz 
ein beim Arbeitsamt arbeitslos gemeldeter Arbeit- 
nehmer beschäftigt wird. Vorrangig sollen bei der 
Wiederbesetzung Empfänger von Arbeitslosengeld 
oder Arbeitslosenhilfe berücksichtigt werden. Aus 
diesem Grund ist es sinnvoll, daß der Arbeitgeber 
das Arbeitsamt beim Wiederbesetzungsprozeß betei- 
ligt. Die Wiederbesetzung kann auch erfolgen, indem 
ein Arbeitnehmer nach Abschluß der Ausbildung in 
ein Arbeits Verhältnis übernommen wird. 

Bei der Wiederbesetzung sind verschiedene Formen 
möglich. So kann der Wiederbesetzer ebenfalls eine 
Teilzeittätigkeit ausüben oder mehrere ältere Arbeit- 
nehmer können sich Arbeitsplätze teilen, und der 
freigewordene Arbeitsplatz kann von einem vollzeit- 
arbeitenden Arbeitnehmer wiederbesetzt werden. 
Der betrieblichen Praxis wird dadurch Rechnung ge- 
tragen, daß der neu eingestellte Arbeitnehmer auch 
auf einem Arbeitsplatz beschäftigt werden kann, der 
durch betriebliche Umsetzungen im Zusammenhang 
mit der Altersteilzeitarbeit frei geworden ist. 

Nach Nummer 3 muß die freie Entscheidung des 
Arbeitgebers beim Abschluß von Altersteilzeitverein- 
barungen gewährleistet sein, soweit mehr als 5 % 
der Arbeitnehmer des Betriebes die Altersteüzeit- 
arbeit in Anspruch nehmen wollen. Damit sollen ins- 
besondere Kleinbetriebe und Betriebe mit über- 
durchschnittlich vielen älteren Arbeitnehmern vor 
übermäßigen Belastungen geschützt werden. Tragen 
die Tarifvertragsparteien dieser Absicht des Gesetz- 
gebers nicht Rechnung, können die Leistungen der 
Bundesanstalt nach diesem Gesetz nicht erbracht 
werden. Übernimmt eine Ausgleichskasse der Ar- 
beitgeber oder eine gemeinsame Einrichtung der 
Tarifvertragsparteien die Arbeitgeberleistungen, so 
bedarf es der 5 % -Klausel nicht. 


Zu Absatz 2 

Die Vorschrift stellt klar, daß die zusätzlichen Bei- 
träge entsprechend den rentenrechtlichen Bestim- 
mungen entrichtet werden müssen. 

Zu § 4 (Leistungen) 

Zu Absatz 1 

Für längstens fünf Jahre werden folgende Förderlei- 
stungen erbracht: 

Nach Nummer 1 erstattet die Bundesanstalt dem Ar- 
beitgeber den Aufstockungsbetrag zum Arbeitsent- 
gelt. Die Erstattung erfolgt in Höhe der in § 3 Abs. 1 
Nr. 1 Buchstabe a genannten Mindestbeträge. Dies 
gilt auch, wenn der Arbeitgeber höhere Aufstok- 
kungsbeträge gezahlt hat. 

Nach Nummer 2 erstattet die Bundesanstalt dem 
Arbeitgeber den von ihm nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe b gezahlten Beitrag zur Rentenversiche- 
rung in Höhe des Beitrages, der auf den Unterschied 
zwischen 90 % des Vollzeitarbeitsentgelts und dem 
gezahlten Teilzeitarbeitsentgelt entfällt. Dies gilt 
auch, wenn der Arbeitgeber höhere Beiträge entrich- 
tet hat. 

Zu Absatz 2 

Nach dieser Regelung wird auch der Personenkreis 
derer, die von der Versicherungspfücht in der gesetz- 
lichen Rentenversicherung befreit sind, in die Förde- 
rung einbezogen. In diesen Fällen muß die Voraus- 
setzung des § 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b nicht erfüllt 
sein. Das Gesetz geht davon aus, daß der betroffene 
Personenkreis die Beteüigung des Arbeitgebers an 
der Altersversorgung in einer Vereinbarung selbstän- 
dig regelt. Soweit der Arbeitgeber danach zu einer 
Altersversorgung des Arbeitnehmers, beispielsweise 
bei einem Versicherungsunternehmen oder einer 
Versorgungseinrichtung, Leistungen erbringt, erstat- 
tet ihm die Bundesanstalt diese Leistungen ebenfalls 
bis zur festgelegten Höchstgrenze. 

Zu § 5 (Erlöschen und Ruhen des Anspruchs) 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 nennt die Tatbestände, bei deren Vorliegen 
die Förderung der Altersteilzeitarbeit auf Dauer ent- 
fällt. 

Nach Nummer 1 erlischt der Anspruch mit Ablauf 
des Kalendermonats, in dem der Arbeitnehmer das 
65. Lebensjahr vollendet oder die Altersteilzeitarbeit 
beendet hat. Als Beendigung der Altersteilzeitarbeit 
ist es anzusehen, wenn der Arbeitnehmer entweder 
die Teilzeitbeschäftigung nicht mehr ausübt oder 
vom Arbeitgeber wieder vollzeitbeschäftigt wird. 

Nach Nummer 2 erlischt der Anspruch, wenn der Ar- 
beitnehmer eine Rente wegen Alters in Anspruch 
nehmen kann. Dies gilt jedoch nicht für eine Rente, 
die wegen vorzeitiger Inanspruchnahme gemindert 
wäre. Einer Rente aus der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung steht eine vergleichbare Leistung einer 
Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung gleich, 
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wenn der Arbeitnehmer von der Versicherungspflicht 
in der gesetzlichen Rentenversicherung befreit war. 

Nach Nummer 3 erlischt der Anspruch, wenn der 
Arbeitnehmer eine Rente, eine Knappschaftsaus- 
gleichsleistung oder eine ähnliche Leistung öffent- 
lich-rechtlicher Art oder, als von der Versicherungs- 
pflicht befreiter Arbeitnehmer, eine vergleichbare 
Leistung einer Versicherungs- oder Versorgungsein- 
richtung bezieht. 

Zu Absatz 2 

Nach Absatz 2 entfällt der Anspruch auf die Leistun- 
gen, solange der Arbeitgeber den neu eingestellten 
Arbeitnehmer nicht mehr auf dem Zu besetzenden 
Arbeitsplatz beschäftigt und nicht innerhalb von drei 
Monaten einen anderen Arbeitnehmer beschäftigt, 
der die Voraussetzungen für die Wiederbesetzung 
nach diesem Gesetz erfüllt. Die Wiederaufnahme der 
Leistungen ist nach erneuter Wiederbesetzung des 
Arbeitsplatzes möglich. Kann der Arbeitgeber nach 
dreijähriger Wiederbesetzung die Besetzung des Ar- 
beitsplatzes nicht aufrechterhalten, so wird die Lei- 
stung weiter erbracht. Der Gesetzgeber geht davon 
aus, daß die Nichtbesetzung des Arbeitsplatzes dann 
nicht mehr im Zusammenhang mit der Altersteilzeit- 
arbeit steht, sondern in Veränderungen der Betriebs- 
struktur ihre Ursache hat. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 schränkt die Leistung im Hinblick auf den 
mit der Förderung verfolgten Zweck ein, daß der Ar- 
beitnehmer durch die Altersteilzeitarbeit dauerhaft 
zur Entlastung de^ Arbeitsmarktes beitragen soll. So- 
fern der Arbeitnehmer nach Eintritt der Altersteilzeit- 
arbeit eine mehr als geringfügige Beschäftigung oder 
Tätigkeit im Sinne des § 8 des Vierten Buches Sozial- 
gesetzbuch ausübt oder aufgrund einer solchen Be- 
schäftigung Lohnersatzleistungen erhält, ruht der 
Anspruch auf die Leistungen nach diesem Gesetz. 
Der Anspruch erlischt, wenn die Beschäftigung min- 
destens 150 Kalendertage gedauert hat. Hierbei sind 
alle Ruhenszeiträume innerhalb des Förderzeitraums 
zu berücksichtigen. Bei der Feststellung der Gering- 
fügigkeitsgrenze findet die Sonderregelung des § 8 
des Vierten Buches Sozialgesetzbuch zugunsten von 
Beschäftigten mit überdurchschnittlichem Einkom- 
men keine Anwendung. 

Unberücksichtigt bleiben Tätigkeiten, die der Arbeit- 
nehmer schon innerhalb der letzten fünf Jahre vor 
Beginn der Teilzeitarbeit ständig ausgeübt hat. Diese 
Regelung soll der besonderen Situation deijenigen 
Erwerbstätigen Rechnung tragen, die hauptberuflich 
als Arbeitnehmer beschäftigt waren und daneben 
eine weitere unselbständige oder selbständige Tätig- 
keit ausgeübt haben. Hat der Arbeitnehmer bereits 
in den letzten fünf Jahren vor Beginn der Altersteil- 
zeitarbeit neben seiner hauptberuflichen, mehr als 
geringfügigen Beschäftigung als Arbeitnehmer stän- 
dig eine weitere Tätigkeit ausgeübt, so kann er diese 
Tätigkeit auch während der Altersteilzeitarbeit fort- 
setzen, ohne daß dies Auswirkungen auf die Leistun- 
gen der Bundesanstalt hat. 


Inwieweit bei Ausübung einer Nebentätigkeit oder 
von Mehrarbeit der Arbeitgeber von den Leistungen 
nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 freigestellt wird, bleibt der 
Regelung durch die Tarifverträge, Betriebsvereinba- 
rungen oder Einzelvereinbarungen überlassen. 

Zu Absatz 4 

Nach Absatz 4 hat es auf die Leistungen grundsätz- 
lich keine Auswirkungen, wenn der Arbeitnehmer 
über die Altersteilzeitarbeit hinaus Mehrarbeit lei- 
stet. Mit der Regelung soll es dem Arbeitgeber er- 
möglicht werden, auch die altersteilzeitarbeitenden 
Arbeitnehmer in vorübergehend anfallende Mehrar- 
beit einzubeziehen, ohne daß der Anspruch auf die 
Leistungen verlorengeht. Da aber der Zweck der 
Altersteilzeitförderung verfehlt wird, wenn der Ar- 
beitnehmer Mehrarbeit dauerhaft und in großem 
Umfang leistet, darf die Mehrarbeit nicht den Um- 
fang einer geringfügigen Beschäftigung überschrei- 
ten, sonst ruht der Anspruch auf die Leistungen. Bei 
der Feststellung des Umfangs findet die Sonderrege- 
lung des § 8 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch zu- 
gunsten von Beschäftigten mit überdurchschnittli- 
chem Einkommen keine Anwendung. Der Anspruch 
auf die Leistungen erlischt, wenn innerhalb des För- 
derzeitraums für mindestens 150 Kalendertage Mehr- 
arbeit geleistet worden ist, die den genannten Um- 
fang überschreitet. 

Zu Absatz 5 

Übt der Arbeitnehmer neben seiner Altersteilzeitbe- 
schäftigung eine mehr als geringfügige Beschäfti- 
gung aus, ohne dies zu melden, dann erzielt er Ein- 
kommen im Sinne des § 48 Abs. 1 Nr. 3 des Zehnten 
Buches Sozialgesetzbuch. Der Arbeitgeber müßte 
von dem Zeitpunkt an, in dem der Arbeitnehmer die 
Nebentätigkeit aufnimmt, die Leistungen der Bun- 
desanstalt zurückzahlen. Durch § 50 des Zehnten 
Buches Sozialgesetzbuch ist ihm die Einrede der Ent- 
reicherung abgeschnitten. Dieses Ergebnis ist als un- 
billig anzusehen. Deshalb wird § 48 Abs. 1 Nr. 3 des 
Zehnten Buches Sozialgesetzbuch mit dieser Vor- 
schrift für nicht anwendbar erklärt. Es genügt inso- 
weit, daß § 48 Abs. 1 Nr. 4 des Zehnten Buches So- 
zialgesetzbuch auf den Arbeitgeber Anwendung fin- 
det. 


Zu § 6 (Begriffsbestimmungen) 

Zu Absatz 1 

Die Vorschrift definiert den Begriff Vollzeitarbeitsent- 
gelt im Sinne des Gesetzes. Obergrenze des berück- 
sichtigungsfähigen Vollzeitarbeitsentgelts ist die Bei- 
tragsbemessungsgrenze nach § 175 Abs. 1 Nr. 1 des 
Arbeitsförderungsgesetzes. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift definiert den Begriff der tariflichen 
regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit. 

Nach Nummer 1 ist als tarifliche regelmäßige wö- 
chentliche Arbeitszeit die Arbeitszeit, die sich rech- 
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nerisch im Jahresdurchschnitt ergibt, zugrunde zu 
legen, wenn der Tarifvertrag keine wöchentliche Ar- 
beitszeit vorsieht. Das gleiche gilt, wenn der Tarif- 
vertrag für Teile des Jahres eine unterschiedliche 
wöchentliche Arbeitszeit vorsieht. Regelt der Tarif- 
vertrag nur Ober- und Untergrenzen für die Arbeits- 
zeit (Arbeitszeitkorridor), dann ist die Arbeitszeit zu- 
grunde zu legen, die sich für den einzelnen Arbeit- 
nehmer jeweils ergibt. 

Nummer 2 regelt, wie zu verfahren ist, wenn keine 
tarifliche Arbeitszeit oder keine tarifliche Regelung 
besteht. 


Zu §7 (Berechnungsvorschrift) 

Die Vorschrift regelt, wie die Zahl der Arbeitnehmer 
zu, ermitteln ist, die bei dem Überforderungsschutz 
nach § 3 Abs. 1 Nr. 3 von Bedeutung ist. Bei der Be- 
rechnung ist grundsätzlich von der durchschnitt- 
lichen Zahl der Arbeitnehmer in den letzten zwölf 
Kalendermonaten auszugehen, es sei denn, der Be- 
trieb besteht noch nicht so lange. Schwerbehinderte, 
Gleichgestellte und Auszubildende werden nicht 
mitgezählt. Teilzeitbeschäftigte werden entspre- 
chend der Regelung im Lohnfortzahlungsgesetz an- 
teilig berücksichtigt. 

Zu§ 8 (Schutzvorschriften) 

Zu Absatz 1 

Die Regelung schützt den Arbeitnehmer davor, daß 
die Möglichkeit der Inanspruchnahme von Altersteil- 
zeitarbeit im Kündigungsschutz zu seinem Nachteil 
berücksichtigt wird. 

Zu Absatz 2 

Vereinbarungen, durch die der Arbeitgeber von sei- 
ner Verpflichtung zur Zahlung des Aufstockungsbe- 
trages zum Teüzeitarbeitsentgelt und des nicht auf 
das Arbeitsentgelt für die Altersteilzeitarbeit entfal- 
lenden Beitrages zur gesetzlichen Rentenversiche- 
rung für den Fall freigestellt werden soll, daß ihm 
wegen fehlender Wiederbesetzung des freigeworde- 
nen Arbeitsplatzes oder zurechenbarer Versäumnisse 
bei der Antragstellung keine Leistungen der Bundes- 
anstalt für Arbeit erbracht werden, sind nach § 134 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs nichtig. 

Zu § 9 (Ausgleichskassen, gemeinsame 
Einrichtungen) 

Wird die Durchführung einer tarifvertraglichen 
Altersteilzeitregelung einer Ausgleichskasse der 
Arbeitgeber oder einer gemeinsamen Einrichtung 
der Tarifvertragsparteien (§ 4 Abs. 2 des Tarifver- 
tragsgesetzes) übertragen, so hat die Bundesanstalt 
die Leistungen nach diesem Gesetz der Ausgleichs- 
kasse oder der gemeinsamen Einrichtung zu zahlen, 
sofern die Tarifvertragsparteien dies beantragen. Die 
Tarifvertragsparteien sollen in ihrer Gestaltungsfrei- 
heit, das Verfahren der Abwicklung von Altersteil- 
zeitregelungen über gemeinsame Einrichtungen 


nach ihren Vorstellungen zu regeln, nicht beschränkt 
werden. 


Zu § 10 (Soziale Sicherung des Arbeitnehmers) 

Zu Absatz 1 

Die Regelung stellt sicher, daß im Falle der Arbeits- 
losigkeit des altersteilzeitarbeitenden Arbeitnehmers 
die an ihn zu erbringenden Lohnersatzleistungen 
Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe und Unterhalts- 
geld nach dem Arbeitsentgelt bemessen werden, das 
er erzielt hätte, wenn er seine Arbeitszeit nicht im 
Rahmen der Altersteilzeit vermindert hätte. 

Zu Absatz 2 

Da vom Aufstockungsbetrag zum Arbeitsentgelt und 
von dem Beitrag zur Rentenversicherung, der nicht 
auf das Arbeitsentgelt für die Altersteilzeitarbeit ent- 
fällt, keine weiteren Sozialversicherungsbeiträge 
gezahlt werden, finden diese Leistungen bei der 
Bemessung der aufgeführten Lohnersatzleistungen 
keine Berücksichtigung. Soweit bei Krankheit des 
älteren Arbeitnehmers diese Lohnersatzleistungen 
nach der Altersteilzeitarbeit bemessen werden, ent- 
spricht ihre Bemessung nicht dem vorher tatsächlich 
erzielten Entgelt. Die Regelung sieht deshalb vor, 
daß die Bundesanstalt während des Bezugs der 
genannten Lohnersatzleistungen an die Stelle des 
Arbeitgebers tritt und die Leistungen nach § 3 Abs. 1 
Nr. 1 unmittelbar dem Arbeitnehmer gewährt bzw. 
für dessen Altersversorgung zahlt. Dies gilt auch für 
die Leistungen nach § 4 Abs. 2. 

Um einer eventuellen mißbräuchlichen Inanspruch- 
nahme entgegenzu wirken, ist für die Erbringung die- 
ser Leistungen erforderlich, daß die Bundesanstalt 
für den Arbeitnehmer einmal Leistungen nach § 4 er- 
bracht hat. Der Höchstförderzeitraum von insgesamt 
fünf, Jahren darf durch die Leistungen nicht über- 
schritten werden. Die Leistungen der Bundesanstalt 
enden, wenn der Anspruch des Arbeitgebers auf För- 
derleistungen nach § 5 Abs. 1 erloschen wäre. 

Im einzelnen hat dies folgende Auswirkungen: 

Ist der Arbeitnehmer arbeitsunfähig erkrankt, so 
muß der Arbeitgeber, um die Erstattungsleistungen 
der Bundesanstalt zu erhalten, die Leistungen nach 
§ 3 Abs. 1 Nr. 1 auch während der Dauer der Lohn- 
fortzahlung erbringen, da diese unmittelbar an den 
Bezug des Arbeitsentgelts für die Altersteilzeitarbeit 
geknüpft sind. Nach Ablauf des Lohnfortzahlungs- 
zeitraums gewährt die Bundesanstalt anstelle des 
Arbeitgebers die Leistungen, soweit und solange der 
Arbeitnehmer Krankengeld erhält. 

Zu Absatz 3 

Bezieht der Arbeitnehmer Kurzarbeitergeld oder 
Winterausfallgeld, hat der Arbeitgeber die Leistun- 
gen des § 3 Abs. 1 Nr. 1 in dem Umfang zu zahlen, 
als ob der Arbeitnehmer die vereinbarte Arbeitszeit 
gearbeitet hätte. Die Fiktion bezieht sich lediglich 
auf die Berechnung dieser Leistungen. Dies gilt auch 
für die Fälle, in denen die Arbeit gänzlich ausfällt. 
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Zu § 11 (Mitwirkungspflichten) 

Zu Absatz 1 

Die Vorschrift erlegt dem Arbeitnehmer gegenüber 
dem Arbeitgeber bzw. der gemeinsamen Einrichtung 
der Tarifvertragsparteien im Zusammenhang mit der 
Leistungserbringung der Bundesanstalt für Arbeit 
Mitwirkungspflichten auf. 

Die entsprechenden Mitwirkungspflichten für den 
Arbeitgeber als Empfänger der Leistungen der Bun- 
desanstalt ergeben sich unmittelbar aus den §§ 60 ff. 
des Ersten Buches Sozialgesetzbuch. 

Zu Absatz 2 

Nach dieser Vorschrift ist der Arbeitnehmer zur Er- 
stattung zu Unrecht erbrachter Leistungen verpflich- 
tet, wenn er vorsätzlich oder grob fahrlässig gegen 
seine Mitwirkungspflichten verstoßen oder gegen- 
über dem Arbeitgeber falsche Angaben gemacht hat 
und dadurch die unrechtmäßige Erbringung der Lei- 
stungen veranlaßt hat. Die Erstattungsforderung wird 
durch schriftlichen Verwaltungsakt geltend gemacht. 

Die Erstattungspflicht des Arbeitgebers ergibt sich 
aus § 50 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch. Sie 
ist jedoch ausgeschlossen, soweit die unrechtmäßi- 
gen Zahlungen auf falschen Angaben des Arbeitneh- 
mers beruhen. 


Zu §12 (Verfahren) 

Zu Absatz 1 

Auf schriftlichen Antrag des Arbeitgebers entschei- 
det das Arbeitsamt, ob die Voraussetzungen für die 
Erbringung von Förderleistungen vorliegen. Der Ar- 
beitgeber hat darzulegen, daß die erforderliche Wie- 
derbesetzung stattgefunden hat. Es bleibt ihm über- 
lassen, welcher Mittel er sich dazu bedient. Die Aner- 
kennung kann rückwirkend für höchstens drei Mo- 
nate erfolgen. Dadurch kann die Bundesanstalt für 
Arbeit eine zeitnahe Überprüfung des Vorliegens der 
Voraussetzungen vornehmen und der Arbeitgeber 
erhält Planungssicherheit. 

Um der mißbräuchlichen Inanspruchnahme der Lei- 
stungen vorzubeugen und Mißbrauch aufzudecken 
(vgl. auch § 72 Abs. 2 Satz 5 des Arbeitsförderungs- 
gesetzes), sind die Angaben über den Arbeitnehmer 
notwendig. 

Die Vorschrift bestimmt außerdem das zuständige 
Arbeitsamt. 

Zu Absatz 2 

Die monatsbezogene Abrechnung und die Möglich- 
keit, auch rückwirkend für sechs Monate abzurech- 
nen, begrenzt den Verwaltungsaufwand für die Ar- 
beitgeber und die Bundesanstalt für Arbeit. Durch 
die monatlich rückwirkende Auszahlung der Lohn- 
ersatzleistungen nach § 10 Abs. 2 wird der Verwal- 
tungsaufwand der Bundesanstalt für Arbeit begrenzt. 


Zu § 13 (Auskünfte und Prüfung) 

Soweit die Prüfungsrechte der Bundesanstalt nach 
den §§ 144 und 150 a des Arbeitsförderungsgesetzes 
(insbesondere Einsicht in Geschäftsbücher und Ent- 
geltverzeichnisse sowie Außenprüfungen) zur Durch- 
führung dieses Gesetzes erforderlich sind, gelten sie 
entsprechend. 

Zu § 14 (Bußgeldvorschriften) 

Die Vorschrift enthält die notwendigen Bußgeldvor- 
schriften, wenn Arbeitgeber oder Arbeitnehmer lei- 
stungserhebliche Angaben oder Auskünfte nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
machen oder geben, an Prüfungen der Arbeitsämter 
nicht mitwirken oder solche Prüfungen nicht dulden. 
Die Bußgeldvorschriften entsprechen den Bußgeld- 
vorschriften in § 231 Abs. 1 Nr. 4, § 230 Abs. 1 Nr. 7, 
9, 10, 11 und 12 sowie Abs. 2 des Arbeitsförderungs- 
gesetzes. Absatz 3 bestimmt als zuständige Behörden 
für die Verfolgung der Ordnungswidrigkeiten die Ar- 
beitsämter. Die Bundesanstalt für Arbeit nimmt nach 
Absatz 4 die Geldbußen ein. Für die Vollstreckung 
gilt § 66 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch. Nach 
Absatz 5 trägt die Bundesanstalt die notwendigen 
Auslagen, die nach den Vorschriften im Gesetz über 
Ordnungswidrigkeiten und in der Strafprozeßord- 
nung die Staatskasse zu tragen hat; sie ist, wenn der 
Betroffene zu entschädigen ist, auch ersatzpflichtig. 

Zu § 15 (Verordnungsermächtigung) 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die 
Mindestnettobeträge nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 Buch- 
stabe a für jeweils ein Kalenderjahr durch Rechts Ver- 
ordnung zu bestimmen. Für die Bestimmung der 
Mindestnettobeträge gelten die Vorschriften über die 
Bestimmung des Leistungssatzes (§ 111 Abs. 2 des 
Arbeitsförderungsgesetzes) entsprechend. Das zu- 
grunde zu legende Entgelt ist dabei jeweüs auf den 
nächsten durch 10 DM teilbaren Betrag zu runden 
(§ 112 Abs. 10 des Arbeitsförderungsgesetzes). Der 
Kalendermonat ist jeweils mit 30 Tagen anzusetzen. 

Zu § 16 (Befristung der Förderungsfähigkeit) 

Für die Zeit ab dem sechsten Jahr nach Inkrafttreten 
des Gesetzes sind die Leistungen der Bundesanstalt 
nur noch zu erbringen, wenn die Voraussetzungen 
der §§ 2 und 3 Abs. 1 Nr. 2 bereits vor diesem Zeit- 
punkt Vorgelegen haben. 

Artikel 2 - Änderung des Sechsten Buches 
Sozialgesetzbuch 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Es handelt sich um redaktionelle Änderungen. 

Zu Nummer 2 (§ 33) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung an 
die Neubezeichnung des § 38 und an die Neufassung 
des § 237. 
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Zu Nummer 3 (§ 34) 

Diese Regelung soll möglichen Ausweichreaktionen 
Versicherter entgegenwirken. Bei Versicherten, die 
bereits eine vorzeitige Altersrente beziehen, kann 
der Anreiz entstehen, in eine Rente wegen vermin- 
derter Erwerbsfähigkeit oder Erziehungsrente zu 
wechseln. Die spätere Regelaltersrente wird dann 
nur noch geringfügig vermindert, da eine Rente we- 
gen verminderter Erwerbsfähigkeit oder eine Erzie- 
hungsrente nicht vorzeitig bezogen werden kann 
und somit keine Rentenminderung auslöst. 

Wer eine (vorzeitige) Rente wegen Alters bezogen 
hat, hat aufgrund eigener Entscheidung eine Alters- 
sicherungsleistung der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung in Anspruch genommen. Eines Invaliditäts- 
schutzes bedarf es für diesen Versichertenkreis nicht 
mehr. Dies gilt auch für Bezieher einer Erziehungs- 
rente, die wie eine Rente wegen verminderter Er- 
werbsfähigkeit aus dem eigenen Versicherungsleben 
berechnet wird. 

Zu Nummer 4 (§ 38) 

Zu Buchstabe a 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung der 
Bezeichnung der Altersrente. 

Zu Buchstabe b 

Mit dem Altersteilzeitgesetz wird der gleitende Über- 
gang von der Arbeit in die Rente gefördert. Personen, 
die bisher arbeitslos geworden wären, erhalten nun- 
mehr bei einer Reduzierung der Arbeitszeit Leistun- 
gen nach dem Alters teilzeitgesetz. Dementsprechend 
wird die bisherige Altersrente wegen Arbeitslosig- 
keit auf Personen ausgedehnt, die nicht arbeitslos 
waren, sondern mindestens 24 Kalendermonate 
Altersteilzeitarbeit nach dem Altersteilzeitgesetz aus- 
geübt haben. 

Abweichend vom bisherigen Recht braucht bei der 
Altersrente, die wegen längerer Arbeitslosigkeit ge- 
leistet wird, Arbeitslosigkeit künftig nicht mehr wäh- 
rend der Dauer des Rentenbezugs, sondern nur noch 
bei Beginn der Rente vorzuliegen. Damit wird sicher- 
gestellt, daß für beide Alternativen dieser Rentenart 
einheitliche Hinzuverdienstmöglichkeiten bestehen. 

Zu Buchstabe c 

Die Ergänzung beschreibt den Personenkreis, der 
nach Altersteilzeitarbeit Anspruch auf die vorzeitige 
Altersrente hat. Dabei wird an die Voraussetzungen 
der §§ 2 und 3 Abs. 1 Nr. 1 des Altersteilzeitgesetzes 
angeknüpft. Als Vollzeitarbeitsentgelt ist das Ar- 
beitsentgelt im Sinne der Begriffsbestimmung des § 6 
des Altersteilzeitgesetzes anzusehen. 

Zu Nummer 5 (§ 41) 

Zu Buchstabe a 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung 
infolge der gesonderten Anhebung der Altersgrenze 
für die Altersrente wegen Arbeitslosigkeit oder nach 
Altersteilzeitarbeit. 


Zu Buchstabe b 

Die Vorschrift regelt die stufenweise Anhebung der 
Altersgrenze bei der Altersrente wegen Arbeitslosig- 
keit oder nach Altersteilzeitarbeit für die Zeit von 
1997 an. Die Anhebung erfolgt in Monatsschritten 
auf das Alter von 63 Jahren (von der Anhebung er- 
faßt werden die Versicherten der Geburtsmonate 
Januar 1937 und später; ab Geburtsmonat Dezember 
1939 gilt die Altersgrenze 63). Die Altersgrenze von 
63 Jahren wird entsprechend dem bisherigen Recht 
wie die Altersgrenze bei der Altersrente für Frauen 
stufenweise bis auf das Alter von 65 Jahren angeho- 
ben (von dieser Anhebung erfaßt werden die Versi- 
cherten der Geburtsmonate Januar 1949 und später; 
ab Geburtsmonat November 1952 gilt die Alters- 
grenze 65). 

Gleichzeitig erhalten Versicherte die Möglichkeit der 
vorzeitigen Inanspruchnahme. Für Versicherte, die 
vor 1949 geboren sind, besteht diese Möglichkeit ab 
Vollendung des 60. Lebensjahres, für die später ge- 
borenen Versicherten ist die vorzeitige Inanspruch- 
nahme der Rente entsprechend dem bisherigen 
Recht möglich. 

Für jeden Monat der vorzeitigen Inanspruchnahme 
mindert sich der monatliche Zahlbetrag der Rente 
dem geltenden Recht entsprechend um 0,3 %. 

Zu Nummer 6 (§ 50) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung in- 
folge der geänderten Bezeichnung der Altersrente. 

Zu Nummer 7 (§ 66) 

Die Änderung legt fest, daß bei der Ermittlung von 
persönlichen Entgeltpunkten auch solche zu berück- 
sichtigen sind, die auf Beiträgen zum Ausgleich der 
Rentenminderung bei vorzeitiger Inanspruchnahme 
einer Altersrente (§ 187 a) beruhen. 

Zu Nummer 8 (§ 76 a) 

Die Vorschrift regelt die Ermittlung von Entgeltpunk- 
ten für Beiträge, die zum Ausgleich der Renten- 
minderung bei vorzeitiger Inanspruchnahme einer 
Altersrente (§ 187 a) gezahlt worden sind. Wie auch 
bei der Ermittlung der höchstmöglichen zusätzlichen 
Beitragszahlung, stellt die Anwendung der für den 
Versorgungsausgleich geltenden Regelungen sicher, 
daß die unterschiedliche Wertigkeit von Entgelt- 
punkten West und Ost sowie die Besonderheiten bei 
Entgeltpunkten für knappschaftliche Beitragszeiten 
berücksichtigt werden. 

Im übrigen wird bestimmt, daß die zusätzlich erwor- 
benen Entgeltpunkte nur bei rechtzeitiger Zahlung 
Grundlage einer Rente sein können. Entgeltpunkte, 
die aufgrund später geleisteter Zahlungen erworben 
werden, können erst anläßlich einer Neuberechnung 
der Rente, spätestens also bei Erreichen der Regel- 
altersgrenze, berücksichtigt werden. Die Zahlung 
selbst stellt keinen Grund für eine Neuberechnung 
dar. 
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Zu Nummer 9 (§ 89) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung in- 
folge der geänderten Bezeichnung der Altersrente. 

Zu Nummer 10 (§ 109) 

Die Regelung schafft die notwendige Voraussetzung 
dafür, daß ein Versicherter bereits mindestens fünf 
Jahre vor Inanspruchnahme einer vorzeitigen Alters- 
rente Auskunft über die Höhe der Beitragszahlung 
erhält, die erforderlich ist, um eine Rentenminderung 
bei vorzeitiger Inanspruchnahme einer Altersrente 
auszugleichen. 

Zu Nummer 1 1 (§ 113) 

Die Regelung stellt sicher, daß Rentenleistungen aus 
Entgeltpunkten für die Zahlung von Beiträgen bei 
vorzeitiger Inanspruchnahme einer Rente wegen 
Alters auch ins Ausland gezahlt werden. 

Zu Nummer 12 (§ 163) 

Das Altersteilzeitgesetz fördert die Teilzeitarbeit älte- 
rer Arbeitnehmer von der Vollendung des 55. Lebens- 
jahres an. Hierzu gewährt die Bundesanstalt für 
Arbeit Leistungen an Arbeitgeber, wenn der Arbeit- 
geber u. a. das Arbeitsentgelt für die Altersteil- 
zeitarbeit um mindestens 20 % aufgestockt (Aufstok- 
kungsbetrag) und für den Arbeitnehmer Beiträge zur 
gesetzlichen Rentenversicherung mindestens in der 
Höhe des Beitrags entrichtet hat, der auf den Diffe- 
renzbetrag zwischen 90 % des Vollzeitarbeitsentgelts 
und dem Arbeitsentgelt für die Altersteilzeitarbeit 
entfällt. Die Ergänzung in § 163 stellt sicher, daß 
auch der Unterschiedsbetrag zwischen dem Vollzeit- 
arbeitsentgelt und dem Arbeitsentgelt für die Alters- 
teilzeitarbeit Bemessungsgrundlage für den Beitrag 
ist. Als Vollzeitarbeitsentgelt ist das Arbeitsentgelt 
im Sinne der Begriffsbestimmung des § 6 des Alters- 
teilzeitgesetzes anzusehen. 

Zu Nummer 13 (§ 168) 

Die Vorschrift regelt die Beitragstragung bei Zahlung 
von Beiträgen nach der Bemessungsgrundlage des 
§ 163 Abs. 5. 

Zu Nummer 14 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 

Zu Nummer 15 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 

Zu Nummer 16 (§ 187 a) 

Die Vorschrift regelt die Berechtigung Versicherter, 
zusätzliche Beiträge zum Ausgleich oder zur Verrin- 
gerung von Rentenminderungen zahlen zu können, 
die sich bei vorzeitiger Inanspruchnahme einer 
Altersrente ergeben (§ 63 Abs. 5 i. V. m. § 77 SGB VI). 


Nach Absatz 1 erhalten Versicherte, deren Rente we- 
gen Alters sich wegen der durch die vorzeitige Inan- 
spruchnahme bedingten längeren Rentenbezugszeit 
mindert, die Möglichkeit, eine solche Minderung 
durch Zahlung von zusätzlichen Beiträgen ganz oder 
teilweise auszugleichen. Die Zahlung kann entspre- 
chend der Möglichkeit des Versicherten, ab Vollen- 
dung des 55. Lebensjahres eine Auskunft des Ren- 
tenversicherungsträgers einzuholen, bis zu fünf Jah- 
re vor dem beabsichtigten Eintritt in die jeweilige 
vorzeitige Rente erfolgen. Auf diese Weise wird dem 
Bedürfnis der Versicherten und der Arbeitgeber nach 
frühzeitigen Dispositionsmöglichkeiten Rechnung 
getragen. Eine Beitragszahlung nach Vollendung des 
65. Lebensjahres ist nicht möglich, da eine solche 
Zahlung im Regelfall keinen Einfluß auf die Höhe 
der Altersrente hätte. 

Die Berechtigung zur Zahlung hängt von der Erklä- 
rung des Versicherten ab, künftig eine Rente wegen 
Alters vorzeitig zu beziehen. 

Die Möglichkeit der zusätzlichen Beitragszahlung 
beschränkt sich nicht auf die vorzeitige Inanspruch- 
nahme der Altersrente wegen Arbeitslosigkeit oder 
nach Altersteüzeitarbeit, sondern gilt für alle Fälle 
der vorzeitigen Inanspruchnahme einer Rente wegen 
Alters. 

Wie bei den Beiträgen zur Wiederauffüllung der 
durch einen Versorgungsausgleich geminderten 
Rentenanwartschaft kann auch der Betrag zum Aus- 
gleich des Abschlages wegen des vorzeitigen Bezu- 
ges einer Altersrente von Dritten, insbesondere also 
vom Arbeitgeber, aber auch von der Bundesanstalt 
für Arbeit, für den Versicherten (Arbeitnehmer) ge- 
zahlt werden, wenn dieser nach § 187 a zur Zahlung 
von Beiträgen berechtigt ist. 

Absatz 2 regelt den möglichen Umfang der zusätz- 
lichen Beitragszahlung. Der Umfang dieser Zahlung 
wird auf den Ausgleich der Rentenminderung be- 
grenzt, die sich unter Zugrundelegung der vorzeiti- 
gen Inanspruchnahme einer Rente wegen Alters für 
den Versicherten ergibt. Außerdem wird geregelt, 
wie die sich aus der vorzeitigen Inanspruchnahme er- 
gebende Rentenminderung zu ermitteln ist. 

In Absatz 3 wird geregelt, wie der Ausgleichs betrag 
zu ermitteln ist. Dies erfolgt unter Zuhilfenahme der 
Umrechnungsfaktoren für den Versorgungsausgleich 
in der Rentenversicherung. Dabei wird der für die 
Umrechnung von Entgeltpunkten in Beiträge maß- 
gebende Faktor durch den jeweiligen Zugangsfaktor 
geteilt. Daraus ergibt sich die Höhe des aufzuwen- 
denden Betrages. Die Anwendung der für den Ver- 
sorgungsausgleich geltenden Regelungen stellt si- 
cher, daß die unterschiedliche Wertigkeit von Ent- 
geltpunkten und Entgeltpunkten (Ost) sowie die Be- 
sonderheiten bei Entgeltpunkten für Zeiten, die der 
knappschaftlichen Rentenversicherung zuzuordnen 
sind, berücksichtigt wird. 

Zu Nummer 17 (§ 237) 

Absatz 1 entspricht mit einer redaktionellen Anpas- 
sung der bisherigen Vorschrift. 
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Durch den neuen Absatz 2 wird sichergestellt, daß 
die Anhebung der Altersgrenze für die Altersrente 
wegen Arbeitslosigkeit oder nach Altersteilzeitarbeit 

- und damit auch die Minderung der Rente bei vor- 
zeitiger Inanspruchnahme - aus Gründen des Ver- 
trauensschutzes für folgende Gruppen entsprechend 
dem bisher geltenden Recht durchgeführt wird: 

- Versicherte, die vor dem 14. Februar 1996 das 
55. Lebensjahr vollendet haben und die an diesem 
Tag bereits arbeitslos sind oder Anpassungsgeld 
für entlassene Arbeitnehmer des Bergbaus bezie- 
hen, 

- Versicherte, die vor dem 14. Februar 1996 das 
55. Lebensjahr vollendet haben und deren Ar- 
beitsverhältnis aufgrund einer Kündigung oder 
Vereinbarung, die vor dem 14. Februar 1996 er- 
folgt ist, beendet wird und die daran anschließend 
arbeitslos geworden sind oder Anpassungsgeld für 
entlassene Arbeitnehmer des Bergbaus bezogen 
haben; unerheblich ist, ob Arbeitslosigkeit oder 
APG -Bezug bereits am Stichtag Vorgelegen ha- 
ben, 

- Versicherte, die vor dem 14. Februar 1996 das 
52. Lebensjahr vollendet haben und die aufgrund 
einer Maßnahme nach Artikel 56 § 2 Buchstabe b 
des Vertrages über die Gründung der Euro- 

. päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
(EGKS-V), die vor dem 14. Februar 1996 geneh- 
migt worden ist, aus einem Betrieb der Montan- 
industrie ausgeschieden sind. Der Zeitpunkt des 
Ausscheidens aus dem Betrieb ist hierbei unerheb- 
lich. 

Der gewählte Stichtag entspricht dem Datum, an 
dem das Bundeskabinett das diesem Gesetzentwurf 
zugrundeliegende Eckpunktepapier beschlossen hat. 
Spätestens von diesem Tage an konnte ein zu schüt- 
zendes Vertrauen auf den Bestand der bisherigen Re- 
gelungen nicht mehr vorliegen. 

Die Vertrauensschutzregelung entspricht dem Eck- 
punktebeschluß. Sie weicht nur verbal davon ab, in- 
dem festgelegt wird, daß Versicherte aus dem Ar- 
beitsverhältnis ausgeschieden sein müssen. Damit 
wird dem Umstand Rechnung getragen, daß das 
Ausscheiden des Arbeitnehmers - gegebenenfalls 
auch nach dem 14. Februar 1996 - zum Zeitpunkt der 
Rentenbewilligung in der Vergangenheit liegt. 

Für den Vertrauensschutz nach Absatz 2 Nr. 1 
Buchstabe b ist ausschließlich entscheidend, daß das 
Arbeitsverhältnis vor dem 14. Februar 1996 beendet 
worden ist. Dem steht eine vor dem Stichtag verein- 
barte Befristung des Arbeitsverhältnisses oder eine 
vor dem Stichtag bewilligte befristete arbeitsmarkt- 
politische Maßnahme gleich. Für Versicherte, die die 
Stichtagsvoraussetzung erfüllen, ist im übrigen auch 
die spätere Aufnahme eines Arbeitsverhältnisses 
bzw. der Eintritt in eine neue arbeitsmarktpolitische 
Maßnahme unschädlich. 


Zu Nummer 18 (§ 270 a) 

Anpassung an die Änderung in § 109. 


Artikel 3 (Änderung des Arbeitsförderungsgesetzes) 
Zu Nummer 1 (§ 105 c) 

Die Regelung gewährleistet, daß Arbeitslose nicht 
auf die Inanspruchnahme einer Rente wegen Alters 
vor dem maßgebenden Rentenalter und mit ent- 
sprechenden Rentenminderungen verwiesen wer- 
den. 


Zu den Nummern 2 und 3 (§§ 117 und 117 a) 

Arbeitnehmer, die eine Rente wegen Alters vorzeitig 
in Anspruch nehmen, haben zukünftig Rentenmin- 
derungen hinzunehmen. Die Ergänzung stellt klar, 
daß Leistungen, die ein Arbeitgeber unter den näher 
bestimmten Voraussetzungen für seinen Arbeitneh- 
mer aufwendet, um solche Rentenminderungen zu 
verringern oder auszugleichen, für die Frage des 
Rühens des Anspruchs auf Arbeitslosengeld nicht 
berücksichtigt werden. 

Die Regelung knüpft an die Bestimmungen des 
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch an, wonach Bei- 
träge zur gesetzlichen Rentenversicherung zum Aus- 
gleich oder zur Verringerung von Rentenminderun- 
gen frühestens mit Vollendung des 55. Lebensjahres 
gezahlt werden können. Für Arbeitgeber, die das 
Arbeitsverhältnis mit ihrem Arbeitnehmer früher be- 
enden, besteht daher regelmäßig kein Anlaß, solche 
Ausgleichszahlungen zu leisten. 


Zu Nummer 4 (§ 249e) 

Die Regelung gewährleistet, daß Bezieher von Al- 
tersübergangsgeld nach dem Verlust einer unbefri- 
steten Zwischenbeschäftigung und bei Vorliegen der 
gesetzlich bestimmten Voraussetzungen nicht auf die 
Inanspruchnahme einer Rente wegen Alters vor dem 
maßgebenden Rentenalter und mit entsprechenden 
Rentenminderungen verwiesen werden. 


Artikel 4 (Änderung des Ersten Buches 
Sozialgesetzbuch) 

Die Einweisungsvorschriften des Ersten Buches So- 
zialgesetzbuch werden an die veränderten Vorschrif- 
ten über die Leistungen nach dem Altersteilzeitge- 
setz angepaßt. Dadurch wird weiterhin gewährlei- 
stet, daß die einschlägigen Regelungen des Sozialge- 
setzbuches, insbesondere die Vorschriften des Allge- 
meinen Teils und die Vorschriften zum Verwaltungs- 
verfahren, auch im Rahmen des Altersteilzeitgesetzes 
anwendbar sind. 


Artikel 5 (Änderung des Vierten Buches 
Sozialgesetzbuch) 

Die Ergänzung ist eine Folge der Neufassung des 
§ 38 SGB VI. Für die Feststellung einer Altersrente 
nach Altersteilzeitarbeit ist die Kenntnis von der 
Dauer der Altersteilzeitarbeit erforderlich. 
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Artikel 6 (Änderung der Zweiten Datenerfassungs- 
Verordnung) 

Die Vorschrift konkretisiert die neuen Melde tatbe- 
stände des § 28 a Abs. 1 Nr. 16 und 17 SGB IV. 

Artikel 7 (Änderung der Rentenversicherungs-Bei- 
tragszahlungsverordnung) 

Die Ausnahmen, für die die Beitragszahlungs Verord- 
nung nicht gilt, werden um die Beitragszahlung zum 
Ausgleich einer Rentenminderung bei vorzeitiger In- 
anspruchnahme einer Rente wegen Alters erweitert. 
Diese Beitragszahlung soll, wie die im Rahmen des 
Versorgungsausgleichs, direkt an den Träger der 
Rentenversicherung erfolgen. 

Artikel 8 (Rückkehr zum einheitlichen 
Verordnungsrang) 

Die Regelung ist notwendig, um eine „Versteine- 
rung" der durch dieses Gesetz geänderten Teile von 
Verordnungen zu vermeiden und in Zukunft wieder 
ihre Änderung und Aufhebung durch eine Rechts- 
verordnung zu ermöglichen. 


Artikel 9 (Übergangsvorschrift) 

Das Altersteilzeitgesetz vom 20. Dezember 1988 
bleibt weiter anwendbar, sofern die Altersteilzeitar- 
beit vor dem 1. Januar 1993 begonnen wurde und 
der Arbeitgeber die Voraussetzungen der Wiederbe- 
setzung des Arbeitsplatzes vor diesem Zeitpunkt er- 
füllt hatte. 


Artikel 10 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten) 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten dieses Geset- 
zes und das Außerkrafttreten des Altersteüzeitgeset- 
zes vom 20. Dezember 1988. 


C. Finanzielle Auswirkungen 

Für die im Gesetz vorgesehenen Maßnahmen zur 
Förderung eines gleitenden Übergangs in den Ruhe- 
stand werden auf Wertbasis 1995 (ohne Dynamisie- 
rung) folgende Belastungen (+) und Entlastungen (-) 
in Mrd. DM angenommen (Abweichungen in den 
Summen durch Rundung): 


Jahr 

1996 

1997 



2000 

2001 



Rentenversicherung 

- 

— 

-0,5 

-1,3 

-1,8 

-3,2 

-4,6 

-5,5 

Arbeitslosenversicherung , 

-0,4 

-0,7 

-0,8 

-0,4 

-0,3 

-0,1 

+ 0,2 

+ 0,3 

Arbeitslosenhilfe 

+ 0,0 

+ 0,0 

+ 0,0 

+ 0,2 

+ 0,4 

+ 0,6 


+ 1,3 

Summe 

-0,4 

-0,7 

-1.3 

-1,5 

-1,6 

-2,7 

-3,3 

-3,9 

nachrichtlich: 









Bund 

+ 0,0 

+ 0,0 

-0,1 

-0,1 

+ 0,0 

-0,0 

+ 0,1 

+ 0,2 

- Zuschuß zur Renten- 
versicherung 

_ 



-0,1 

-0,3 

-0,4 

-0,6 

-0,9 

-1,1 

- Arbeitslosenhilfe 

+ 0,0 

+ 0,0 

+ 0,0 

+ 0,2 

+ 0,4 

+ 0,6 


+ 1,3 


Die Berechnungen gehen davon aus, daß wegen der 
Vertrauensschutzregelung ab 1998 jährlich 90 000 
(halber Zugang des Jahres 1994) und erst ab 2001 
jährlich 180 000 (Zugang des Jahres 1994) Renten 
wegen Arbeitslosigkeit in der bisherigen Form nicht 
mehr zugehen können. Hiervon werden nach den 
Modellannahmen künftig 40 % entsprechend der 
steigenden Altersgrenze (ab Dezember 1999: 63. Le- 
bensjahr) aufgeschoben werden, 30 % als Erwerbs- 
unfähigkeitsrenten zugehen und weitere 30 % als 
Vollrenten wegen Arbeitslosigkeit oder nach Alters- 
teilzeitarbeit vorzeitig in Anspruch genommen. 

Das Aufschieben dieser Renten führt in der Renten- 
versicherung zu Minderausgaben und Beitragsmehr- 
einnahmen. In der Arbeitslosenversicherung und in 
der Arbeitslosenhilfe entstehen dadurch Mehraus- 
gaben. 

Aus der Umgestaltung der Rentenart zu einer Alters- 
rente wegen Arbeitslosigkeit oder nach Altersteilzeit- 
arbeit entsteht u. a. für bisher langjährig Versicherte 
die Möglichkeit, sie als Teü- oder Vollrente vorzeitig 


(ab dem 60. statt dem 63. Lebensjahr) beanspruchen 
zu können. Es wurde unterstellt, daß knapp 5 % der 
bisher langjährig versicherten Altersrentner ab 1998 
eine Altersrente nach Altersteilzeitarbeit ab dem 
60. Lebensjahr in Anspruch nehmen werden. Als 
Potential wurden pro Jahrgang 100 000 Rentner (Zu- 
gang des Jahres 1994) angenommen. Während die 
Rentenversicherung hierdurch belastet wird, wird 
der Arbeitsmarkt entlastet. 

Die Maßnahmen zur Förderung von Altersteilzeit- 
arbeit ab dem 55. Lebensjahr führen zu einer Ent- 
lastung des Arbeitsmarktes. Es wurde unterstellt, 
daß knapp 5 % der bisher langjährig versicherten 
Altersrentner, knapp 20 % der bisherigen Altersrent- 
ner wegen Schwerbehinderung und 10 % der Frauen 
mit Altersrenten wegen Aufgabe der Beschäftigung 
von dem Angebot der Alters teilzeitarbeit Gebrauch 
machen. Dadurch ergeben sich rd. 100 000 Teilzeit- 
beschäftigte. Hinzu kommen weitere gut 50 000 Teil- 
zeitbeschäftigte, die früher in Arbeitslosigkeit gin- 
gen. Insgesamt liegen den Berechnungen ab 1998 
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gut 150 000 Beschäftigte in Altersteilzeitarbeit zu- 
grunde (1996: rd. 50 000; 1997: rd. 100 000). Wegen 
der Bedingung der Wiederbesetzung durch Arbeits- 
lose bzw. der Übernahme von Ausgebildeten wird 
die Hälfte der Teilzeitbeschäftigten eine Teilzeitbei- 
hilfe von der Bundesanstalt für Arbeit erhalten. Es 
wird davon ausgegangen, daß durch die Förderung 
der Altersteilzeitarbeit und die anschließende Rente 
wegen Altersteilzeitarbeit insgesamt rd. für 60 000 
(1996: rd. 18 000; 1997: rd. 36 000) Personen Arbeits- 
losigkeit vermieden werden kann. 

Der Gesetzentwurf sieht die Möglichkeit vor, daß die 
Minderung der Rente wegen des längeren Renten- 
bezugs durch die Zahlung zusätzlicher Beiträge ganz 
oder teilweise ausgeglichen werden kann. In den Be- 
rechnungen wird angenommen, daß die Hälfte der 
Rentner, die bisher eine Rente wegen Arbeitslosig- 


keit aufgrund eines Sozialplans bezogen haben, und 
ein Viertel der bisher langjährig versicherten Alters- 
rentner nach Altersteilzeitarbeit die Möglichkeit die- 
ses Ausgleichs nutzen. Das sind rd. 12 000 Fälle je 
Jahr mit Beträgen von jeweils rd. 51 000 DM (ab 
2000; 1998: 29 000 DM; 1999: 43 000 DM). 


D. Preiswirkungsklausel 

Das Gesetz hat per Saldo entlastende Wirkungen auf 
die Soziale Sicherung. In der Anlaufphase beeinflus- 
sen die Finanzwirkungen jedoch nicht das Preis- 
niveau. In der mittel- und längerfristigen Perspektive 
werden die Entlastungen zu einer Dämpfung der Bei- 
tragssatzentwicklung der Rentenversicherung füh- 
ren. Von daher sind auch dämpfende Wirkungen auf 
die Preisentwicklung zu erwarten. 
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